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Wichtige Hinweise

Für Menschen mit Behinderung bieten verschiedenste Vorschriften in Gesetzen, Erlassen, Satzungen, 
Tarifen uns so weiter eine Reihe von Rechten und Pflichten. Oft können diese aber nur dann genutzt werden, 
wenn Betroffene die Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch und weitere Voraussetzungen durch einen 
Schwerbehindertenausweis nachweisen.

Diese Broschüre will aufzeigen, unter welchen Voraussetzungen der Schwerbehindertenausweis ausgestellt 
wird und wie der Mensch mit Behinderung am Verfahren mitwirken kann. Grundlage für alle Begutachtungen 
nach dem Schwerbehindertenrecht ist die Versorgungsmedizin-Verordnung-VersMedV.

Die als Anlage zu § 2 VersMedV veröffentlichten „Versorgungsmedizinischen Grundsätze“ ersetzen 
die „Anhaltspunkte für die ärztliche Gutachtertätigkeit im sozialen Entschädigungsrecht und nach dem 
Schwerbehindertengesetz“, Ausgabe 2008.

Die aktuelle Fassung der Anlage zu § 2 VersMedV ist im Anhang abgedruckt. Sie wurde zuletzt 
geändert durch Artikel 18 des Gesetzes zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen 
mit Behinderungen (Bundesteilhabegesetz – BTHG).

In dieser Broschüre haben alle aufgeführten gesetzlichen Regelungen den Stand 31. Dezember 2021   
(Inkrafttreten 2. Reformstufe des Bundesteilhabegesetzes).

Münster, Dezember 2021

Ihr LWL-Inklusionsamt Arbeit
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Keine Rechte ohne Nachweis

Die Rechte und Nachteilsausgleiche, die schwerbehinderten Menschen zustehen, 
ergeben sich nicht nur aus dem Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX), sondern 
auch aus vielen anderen Vorschriften, wie zum Beispiel dem Steuerrecht.

Nachteilsausgleiche werden in Gestalt von besonderen Schutzrechten und 
Leistungsansprüchen gewährt. Sie haben den Zweck, berufliche, wirtschaftliche und 
soziale Nachteile, die jemand durch seine Behinderung erleidet, auszugleichen.

Welche Nachteilsausgleiche im Einzelnen zustehen, ist in unserer Publikation  
„Leistungen zur Teilhabe im Arbeitsleben und Nachteilsausgleiche“ gesammelt 
worden. Die Publikation können Sie im Internet unter www.lwl-inklusionsamt-
arbeit.de unter „Publikationen“ oder unter der Telefonnummer 0251 591-6555 
anfordern.

Wer sein Recht als schwerbehinderter Mensch beanspruchen will, muss seine 
Schwerbehinderteneigenschaft nachweisen können. Nur in Ausnahmefällen, zum  
Beispiel wenn offensichtlich eine Schwerbehinderung vorliegt, können die Rechte 
auch ohne formellen Nachweis durchgesetzt werden. Aber auch diese Menschen 
sind gut beraten, sich einen amtlichen Nachweis über die Schwerbehinderten
eigenschaft geben zu lassen, um es nicht auf Streitigkeiten vor Gerichten ankom-
men zu lassen.

Menschen sind im Sinne des SGB IX schwerbehindert

•  �wenn bei ihnen ein Grad der Behinderung von wenigstens 50 vorliegt
•  �und sie ihren Wohnsitz, ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder ihre Beschäftigung 

auf einem Arbeitsplatz im Sinne des § 156 SGB IX rechtmäßig im Geltungsbereich 
dieses Gesetzbuches (Bundesrepublik Deutschland) haben (§ 2 Absatz 2 SGB IX).

•  �Menschen mit Behinderung sind im Sinne des SGB IX Menschen, die körperliche, 
seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, die sie in Wechselwir-
kung mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren an der gleichberechtigten 
Teilhabe an der Gesellschaft mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs 
Monate hindern können. Sie sind von Behinderung bedroht, wenn die Beein-
trächtigung zu erwarten ist (§ 2 Absatz 1 SGB IX).

Als Nachweis der Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch dient ein Ausweis und 
nicht der Feststellungsbescheid.

In diesem Heft wird erläutert, wie die Schwerbehinderteneigenschaft festgestellt 
und welcher Nachweis (Ausweis) im Einzelfall ausgestellt wird.

Für bestimmte Menschen mit Behinderung, die aber nicht schwerbehindert 
sind (GdB weniger als 50), gibt es Bescheinigungen, die zur Inanspruchnahme 
von Rechten und Nachteilsausgleichen ausgestellt werden (zum Beispiel für einen 
Steuerfreibetrag).

Nachweis der 
Schwerbehinderung

Begriffs­
bestimmungen
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Der Erstantrag

Der Kreis/die kreisfreie Stadt prüft das Vorliegen einer Behinderung, den Grad der 
Behinderung und weitere gesundheitliche Merkmale für die Inanspruchnahme von 
Nachteilsausgleichen nur auf Antrag des behinderten Menschen. Dieser kann 
formlos gestellt werden. Ausreichend wäre ein Schreiben nach folgendem Muster:

Allein aufgrund eines solchen Schreibens ist allerdings noch kein Schwerbehinder-
tenausweis zu erwarten. Die zuständige Stelle wird dem Antragsteller den Eingang 
bestätigen und ihm einen Antragsvordruck (Muster siehe Seite 10) zusenden.

Nach der Rechtsprechung zur bisherigen Rechtslage war anerkannt, dass auch 
Personen, die vor Ausspruch der Kündigung der zuständigen Stelle einen Antrag auf 
Feststellung der Schwerbehinderteneigenschaft beziehungsweise bei der zuständi-
gen Agentur für Arbeit einen Antrag auf Gleichstellung mit den schwerbehinderten 
Menschen gestellt haben, den Sonderkündigungsschutz bis zum bestands- 
beziehungsweise rechtskräftigen Abschluss dieses Verfahrens genießen.

Die Vorschrift des § 173 Absatz 3 SGB IX bestimmt demgegenüber, dass die 
Vorschriften des vierten Kapitels keine Anwendung finden, wenn zum Zeitpunkt der 
Kündigung die Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch nicht nachgewiesen ist 
oder die zuständige Stelle nach Ablauf der Frist des § 152 Absatz 1 Satz 3 SGB IX 
eine Feststellung wegen fehlender Mitwirkung nicht treffen konnte.

Der besondere Kündigungsschutz für schwerbehinderte Menschen findet auch 
dann keine Anwendung, wenn bei einem Antrag auf Gleichstellung bei der Agentur 
für Arbeit die Frist nach § 152 Absatz 1 Satz 3 noch nicht erreicht wurde.

Wenn es nicht auf eine besonders schnelle Antragstellung ankommt, ist es sinnvol-
ler, anstelle des formlosen Antrages sofort den amtlichen Antragsvordruck zu ver-
wenden. Ihn gibt es kostenlos bei den Kreisen/kreisfreien Städten (siehe Anlage E), 
bei den örtlichen Trägern (siehe Anlage H), bei den Sozialämtern der Gemeinden, 
bei den Behindertenverbänden oder oft auch bei den Schwerbehindertenvertretun-

Erst-/  
Änderungsantrag

Ralf Meyer� Warendorfer Straße 26,
� 12345 Musterstadt, den …

An den  
zuständigen Kreis (siehe Anlage E dieses Heftes)

Hiermit beantrage ich die Feststellung der Schwerbehinderteneigenschaft.

Ralf Meyer

Muster:
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gen in Betrieben und Dienststellen. Die kleine Mühe lohnt sich, denn dadurch wird 
die Zeit für die Bearbeitung des formlosen Antrages gespart. Möglicherweise kann 
der beantragte Schwerbehindertenausweis dann schon einige Wochen eher ausge-
stellt werden. Die Stellen, bei denen das Antragsformular zu erhalten ist, helfen 
auch gern, es richtig auszufüllen. 

Nachfolgend ist der Antragsvordruck im Original abgedruckt. Die Rand-
nummern (zum Beispiel 1 ) verweisen auf die einzelnen Erläuterungen 
auf den Seiten 18 bis 39.

Wichtiger Hinweis
Mit der Internet-Anwendung ELSA.NRW –  ELEKTRONISCHER 
SCHWERBEHINDERTEN-ANTRAG besteht auch die Möglichkeit,  
einen Schwerbehindertenantrag online zu stellen.  
Mehr Informationen zum Online-Auftrag finden Sie unter:
www.elsa.nrw.de
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Randnummer

1

2

3

4

5

1 SB 5/26a – 04/2022 

1 An die für das Feststellungsverfahren nach Schwerbehindertenrecht zuständige Stelle 
 

Kreis/kreisfreie Stadt  Eingangsstempel 

Geschäfts-/Aktenzeichen  

Zutreffendes bitte ankreuzen  oder ausfüllen bzw. streichen 

 Erstantrag nach § 152 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX)  
- Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen -              

- Schwerbehindertenrecht -  Änderungsantrag 

 zur Feststellung eines - höheren - Grades der Behinderung (GdB), 

 zur Feststellung - weiterer - gesundheitlicher Merkmale (siehe Seite 5, Ziffer 10.1) 

 sowie zur Ausstellung eines - neuen - Ausweises* 
* Für die bloße Verlängerung der Gültigkeitsdauer eines Ausweises ist dieser Antrag nicht erforderlich. 

Haben Sie bereits früher einen Antrag nach dem Schwerbehindertenrecht gestellt? 

 Ja 
bei folgender Stelle dortiges Geschäfts-/Aktenzeichen 

 Nein 

2 Angaben zur Person, zu gesetzlichen Vertretern, Betreuern und Bevollmächtigten 
 
 

Name der antragstellenden Person Vorname Geburtsname 

geboren am Geburtsort Geburtsstaat 

Geschlecht 

 weiblich    männlich    divers 
Staatsangehörigkeit (siehe Seite 6) Für Staatsangehörige eines Nicht-EU-Mitgliedsstaates: Bitte 

Kopie des Aufenthaltstitels beifügen. 

Straße, Hausnummer PLZ, Wohnort Bei Wohnsitz im Ausland und Arbeitsplatz in Deutschland: 
Bitte Bescheinigung des jetzigen Arbeitgebers beifügen. 

Telefonnummer (Angabe freiwillig) Sind Sie erwerbstätig?  
(siehe Seite 6)  Ja     Nein 

Steuer-Identifikationsnummer (11-stellig) der antragstellenden Person (siehe Seite 6) 

    
Die Angabe der eigenen persönlichen Steuer-ID ist zwingend erforderlich, um zukünftig einen Behindertenpauschbetrag bei der steuerlichen Veranlagung 
geltend machen zu können. Dies gilt auch für Minderjährige.  

minderjährige Antragstellende unter 15 Jahren  
Name des 1. Elternteils Vorname des 1. Elternteils 

Sorgerecht?  Ja 

Straße, Hausnummer PLZ, Wohnort Telefonnummer (Angabe freiwillig) 

Name des 2. Elternteils Vorname des 2. Elternteils 
Sorgerecht?  Ja 

Straße, Hausnummer PLZ, Wohnort Telefonnummer (Angabe freiwillig) 

andere gesetzliche Vertretung, Bevollmächtigung                                                                                    
(Bitte Vollmacht bzw. Kopie der Bestellungsurkunde oder des Betreuungsausweises beifügen) 
Name Vorname Telefonnummer (Angabe freiwillig) 

Straße, Hausnummer PLZ, Ort Geschlecht 

 weiblich    männlich    divers 

FredFred� Mustermann� Mustermann
6.6.1975 	 Münster6.6.1975 	 Münster

Bahnhofstraße 10	 48147 MünsterBahnhofstraße 10	 48147 Münster
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Randnummer

7

6

2 

W I C H T I G E    H I N W E I S E 
 

Um sachgerecht über diesen Antrag entscheiden zu können, werden von Ihnen Informationen und Unterlagen 
über Sie benötigt. Bitte füllen Sie den Antragsvordruck sorgfältig - möglichst in Maschinen- oder Blockschrift - 
aus. Beachten Sie hierbei bitte auch die Erläuterungen ab der 6. Seite dieses Vordrucks und vergessen Sie 
nicht, die Erklärungen unter Ziffer 11 auf der 5. Seite des Antrages  
 

zu unterschreiben (). 
 

Wenn sich Unterlagen über Ihren Gesundheitszustand (z.B. Befundberichte, ärztliche Gutachten, 
Kurschlussgutachten, Pflege- und Betreuungsgutachten, EKG-, Labor- und Röntgenbefunde -keine 
Röntgenbilder-) in Ihrem Besitz befinden, die nicht älter als 2 Jahre sind, reichen Sie diese bitte zusammen mit 
dem Antrag ein. Falls oder soweit Sie keine Unterlagen beifügen, werden diese entsprechend Ihrer 
Einverständniserklärung am Ende des Antragsvordrucks von den von Ihnen benannten Stellen und Personen 
beigezogen. 
 
Die Datenerhebung im Zusammenhang mit dem Antrag erfolgt nach § 67a Abs. 2 Satz 1 Zehntes Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB X). Soweit Sie vom Angebot der Datenbeschaffung durch die zuständige Stelle 
Gebrauch machen, ist Rechtsgrundlage hierfür Ihre Einwilligung am Ende dieses Antragsvordrucks. Die weitere 
Datenverarbeitung erfolgt gemäß § 67b SGB X.  
 
Ihre Verpflichtung zur Mitwirkung in diesem Verfahren ergibt sich aus § 60 Abs. 1 (Obliegenheit) Erstes Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB I). Sofern Sie dieser Obliegenheit nicht nachkommen, kann die Feststellung nach dem 
SGB IX ganz oder teilweise versagt werden, soweit deren Voraussetzungen nicht nachgewiesen sind. 

3 Angaben zu einer anderweitigen Feststellung 

3.1 Haben Sie bereits eine Feststellung über die Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) bzw. den Grad der 
Schädigungsfolgen (GdS) erhalten von oder einen Antrag auf Feststellung gestellt bei 

 
einer Berufsgenossenschaft (z.B. wegen eines 
Arbeitsunfalls/einer Berufskrankheit)?  Ja     Nein 

 
einem Versorgungsamt, einem Landschaftsverband oder 
einer Behörde der Bundeswehrverwaltung (z.B. wegen einer 
Schädigung als Soldat oder Gewaltopfer)? 

 Ja     Nein 

 
einer anderen Dienststelle (z.B. Landesamt, Wehrbereichs-
gebührnisamt)?                                                                                Ja     Nein 

 Wenn Sie eine dieser Fragen mit „Ja“ beantwortet haben, legen Sie bitte den Bescheid in Kopie bei 
oder teilen Sie die zuständige Stelle mit, damit von dort die Unterlagen angefordert werden können. 

 zuständige Stelle Straße, Hausnummer PLZ, Ort 

 dortiges Geschäfts-/Aktenzeichen ggf. Datum des Bescheides ggf. Tag der Schädigung/des Unfalls 

3.2 Möchten Sie über die vorgenannte anderweitige Feststellung (Ziffer 3.1) hinaus weitere 
Gesundheitsstörungen oder eine Verschlimmerung bereits festgestellter Beeinträchtigungen geltend 
machen? 

 
 Ja - Bitte weiter mit Nr. 4 ff -  Nein - Bitte weiter mit Nr. 10 ff - 

4 Angaben zu Ihrer Krankenkasse Diese Angaben sind für die Anforderung von Befundberichten von den von Ihnen 
nachfolgend angegebenen Ärzten erforderlich. 

 Name Straße, Hausnummer PLZ, Ort 
AOK MünsterAOK Münster
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5 Angaben zu Ihren Gesundheitsstörungen Lesen Sie bitte hierzu vorher die Erläuterungen zu 5 auf Seite 6. 

 Führen Sie bitte hier die Gesundheitsstörungen (z.B. Wirbelsäulenleiden, Bluthochdruck) auf, die – neu 
– als Beeinträchtigungen festgestellt werden sollen oder sich verschlimmert haben. Es reicht nicht aus, 
auf beim Arzt anzufordernde Unterlagen zu verweisen. 

 Gesundheitsstörungen Ursache (Ziffer) 
 1   

 2   

 3   

 4   

 5   

 6   

 7   

 8   
 

Mögliche 
Ursachen 

01 angeboren 06 sonstiger Unfall 

 02 Arbeitsunfall (einschl. Wegeunfall) / Berufskrankheit 07 Kriegs-, Wehr-, Zivildienstbeschädigung; Gewalttat i.S.d. OEG 

 03 Verkehrsunfall, soweit nicht Arbeitsunfall 09 sonstige Krankheit (auch Impfschaden ohne Berufskrankheit) 

 04 häuslicher Unfall 10 sonstige Ursache oder mehrere Ursachen 

6 Angaben zu Ihren ärztlichen Behandlungen zu 5 (in den letzten 2 Jahren) 

6.1 Hausarzt 
 Name Straße, Hausnummer PLZ, Ort 

 Fachgebiet letzte Behandlung (Monat/Jahr) Wenn Unterlagen eines Facharztes/einer Klinik bei Ihrem 
Hausarzt vorliegen, kreuzen Sie bitte unten jeweils „Ja“ an. 

6.2 Fachärzte 

 

H I N W E I S 
Sie können die Dauer des Verfahrens beeinflussen. Fragen Sie bitte bei Ihrem Hausarzt nach, von 
welchen nachstehenden Fachärzten aktuelle Berichte (nicht älter als 2 Jahre) vorliegen und bitten Sie 
Ihren Hausarzt darum, diese Unterlagen auf Anfrage der zuständigen Stelle mit einzusenden. 
Berichte von Augen- und HNO-Ärzten werden der zuständigen Stelle gesondert angefordert. 

 Name Straße, Hausnummer PLZ, Ort 

 Fachgebiet letzte Behandlung (Monat/Jahr) Unterlagen beim Hausarzt? 
 Ja     Nein 

 Name Straße, Hausnummer PLZ, Ort 

 Fachgebiet letzte Behandlung (Monat/Jahr) Unterlagen beim Hausarzt? 
 Ja     Nein 

 Name Straße, Hausnummer PLZ, Ort 

 Fachgebiet letzte Behandlung (Monat/Jahr) Unterlagen beim Hausarzt? 
 Ja     Nein 

 Name Straße, Hausnummer PLZ, Ort 

 Fachgebiet letzte Behandlung (Monat/Jahr) Unterlagen beim Hausarzt? 
 Ja     Nein 

 Für weitere Fachärzte bitte gesondertes Blatt beifügen. 

Dr. MüllerDr. Müller
AugenarztAugenarzt

48147 Münster48147 Münster
Januar 2021Januar 2021
Waldstraße 5Waldstraße 5

Herzleiden, Sehbehinderung, MagenleidenHerzleiden, Sehbehinderung, Magenleiden

Dr. FröhlichDr. Fröhlich
AllgemeinAllgemein Mai 2021Mai 2021

Hasenweg 10Hasenweg 10 48161 Münster48161 Münster

8

9
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7 Angaben zu Ihren Krankenhausbehandlungen zu 5 (in den letzten 2 Jahren) 

 Name der Klinik Fachgebiet 

 Abteilung / Station Behandlung (von - bis) 
 ambulant   stationär 

 Straße, Hausnummer PLZ, Ort Unterlagen beim Hausarzt? 
 Ja     Nein 

 Name der Klinik Fachgebiet 

 Abteilung / Station Behandlung (von - bis) 
 ambulant   stationär 

 Straße, Hausnummer PLZ, Ort Unterlagen beim Hausarzt? 
 Ja     Nein 

8 Angaben zu Rehabilitationsverfahren/Kuren zu 5 (in den letzten 2 Jahren) 

 Name der Klinik Fachgebiet 

 Abteilung / Station Behandlung (von - bis) 
 ambulant   stationär 

 Straße, Hausnummer PLZ, Ort Unterlagen beim Hausarzt? 
 Ja     Nein 

 Name des Kostenträgers Mitglieds-/Versicherungs-Nr. 

 Straße, Hausnummer PLZ, Ort dortiges Geschäfts-/Aktenzeichen 

9 Sonstige Angaben zu Ihren unter 5 aufgeführten Gesundheitsstörungen 

 Pflegekasse Ich erhalte Leistungen. 
 Ja   Nein   beantragt 

 dortiges Geschäfts-/Aktenzeichen Pflegegrad Datum Gutachten/ärztliche Untersuchung 

 Landschaftsverband (Blindengeld, Hilfe für Gehörlose) Ich erhalte Leistungen. 
 Ja   Nein   beantragt 

 dortiges Geschäfts-/Aktenzeichen Datum Gutachten/ärztliche Untersuchung 

 Gericht (u.a. Betreuungsgutachten) Ein Gutachten liegt vor. 
 Ja   Nein   beantragt 

 dortiges Geschäfts-/Aktenzeichen Datum Gutachten/ärztliche Untersuchung 

 Agentur für Arbeit Ein Gutachten liegt vor. 
 Ja   Nein 

 dortiges Geschäfts-/Aktenzeichen Datum Gutachten/ärztliche Untersuchung 

 Gesundheitsamt Ein Gutachten liegt vor. 
 Ja   Nein 

 dortiges Geschäfts-/Aktenzeichen Datum Gutachten/ärztliche Untersuchung 

 Rentenversicherungsträger Ein Gutachten liegt vor. 
 Ja   Nein   beantragt 

 dortiges Geschäfts-/Aktenzeichen Datum Gutachten/ärztliche Untersuchung 

 Sofern Ihnen die hier angegebenen Gutachten selbst vorliegen, fügen Sie diese bitte in Kopie Ihrem 
Antrag bei. Hierdurch kann das Verfahren beschleunigt werden. 

Randnummer

11

10
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10 Angaben zur Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen und zur Ausstellung eines Ausweises 

10.1 Ich beantrage die Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen für folgende Merkzeichen:  
(Bitte beachten Sie die Erläuterungen unter 10.1 auf Seite 7 und kreuzen Sie gegebenenfalls an.) 

 
 G   aG   B   RF   TBl   H   1.Kl   Bl   Gl 

10.2 Ich benötige einen Schwerbehinderten-Ausweis.  Ja     Nein 
10.3 Rückwirkende Feststellung 

 

H I N W E I S  
Das Finanzamt gewährt den Pauschbetrag nach dem Einkommensteuergesetz (EStG) bereits für das 
Jahr der Antragstellung, wenn die Voraussetzungen an mindestens einem Tag im Kalenderjahr 
vorgelegen haben. Die Feststellung ist ab dem Tag des Antragseingangs gültig. Wenn Sie ein 
besonderes Interesse (z.B. Steuer/ Rente) glaubhaft machen, kann auch ein früherer Gültigkeits-
Zeitpunkt bescheinigt werden. 

 
 Ich beantrage eine rückwirkende Feststellung ab dem 

Datum 

 
wegen  Steuer   Rente   __________________________________________ 

11 Erklärungen 

 Schweigepflichtentbindung 
 Soweit ich keine Unterlagen beifüge oder die von mir beigefügten Unterlagen für eine sachgerechte Entscheidung nach dem SGB 

IX nicht ausreichen, erkläre ich mich damit einverstanden, dass die zuständige Stelle in diesem Verwaltungsverfahren und in einem 
eventuell sich anschließenden Vorverfahren von den genannten Ärzten, Psychologen und Psychotherapeuten, Krankenanstalten/ 
Krankenhäusern, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen (Kuranstalt, Sanatorium), Trägern der Sozialversicherung, privaten 
Kranken- und Pflegeversicherungsunternehmen, Behörden, Gerichten sowie von den sonstigen von mir benannten Stellen (s. Ziffer 
9 des Antragsvordruckes) Auskünfte einholt und Unterlagen beizieht in dem Umfang, wie diese Aufschluss über die bei mir 
vorliegenden gesundheitlichen Beeinträchtigungen geben können. Mein Einverständnis gilt auch für Unterlagen, die diese Ärzte 
und Einrichtungen von anderen Ärzten und Einrichtungen erhalten haben. Die beteiligten Ärzte, Psychologen und 
Psychotherapeuten entbinde ich ausdrücklich von ihrer Schweigepflicht. Ich erkläre mich damit einverstanden, dass die Auskünfte 
und Unterlagen in den Verfahren verwendet werden. 

 Diese Einverständniserklärung schränke ich wie folgt ein: 
__________________________________________________________________________________ 
__________________________________________________________________________________ 

 Ich nehme zur Kenntnis, dass die Daten über meine Gesundheit, die der zuständigen Stelle mit diesem Verfahren nach dem SGB 
IX zugänglich gemacht worden sind, auch 

• beauftragten Gutachtern zur medizinischen Beurteilung, 
• anderen Sozialleistungsträgern für deren gesetzliche Aufgaben sowie  
• den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit  

übermittelt werden dürfen (§ 69 Abs. 1 Nr.1 und 2 in Verbindung mit § 76 Abs. 2 SGB X). 
 Mir ist bekannt, dass ich der Übermittlung jederzeit formlos widersprechen kann.  
 

Mit der dauerhaften Speicherung meines Lichtbildes bin ich einverstanden.  Ja     Nein 

 Mit der Weitergabe meines Lichtbildes –einschl. der erforderlichen Daten–  
zur Ausweisausstellung an den externen Druckdienstleister bin ich 
einverstanden. 

 Ja     Nein 

 
Mit der Übermittlung der zur Inanspruchnahme des Behinderten-
pauschbetrages erforderlichen Daten an die Finanzverwaltung bin ich 
einverstanden. 

 Ja     Nein 

 Unterschrift 
der antragstellenden Person, des gesetzlichen Vertreters, des Betreuers oder  

des Inhabers einer entsprechenden Vollmacht (Vorsorgevollmacht) 
 Datum Unterschrift 

  
 Bei Minderjährigen unter 15 Jahren bitte Unterschriften aller sorgeberechtigten Personen! 
 Datum Unterschrift 

 

12 Anlagen zum Antrag 

     aktuelles Lichtbild (mit meinem Namen auf der Rückseite) 
   -nur erforderlich ab Vollendung des 10. Lebensjahres für die Ausstellung eines Ausweises- 

 
 aktueller Aufenthaltstitel  Ergänzungsbogen/weitere Unterlagen 

20.3.202120.3.2021 Fred MustermannFred Mustermann
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E R L Ä U T E R U N G E N  
zum Ausfüllen des Antragsvordrucks SB 5/26a 00/2022 

 
 

Sollten Sie Fragen zum Antrag haben, wenden Sie sich bitte persönlich oder telefonisch während der 
Sprechstunden oder nach vorheriger Vereinbarung an die für Sie zuständige Stelle. 
 
Sofern der im Antragsvordruck vorgesehene Raum nicht ausreicht, führen Sie bitte Ihre Angaben auf einem 
gesonderten Blatt fort. 
 
Für die bloße Verlängerung der Gültigkeitsdauer eines Ausweises ist dieser Antrag nicht erforderlich. 

zu 1 Tragen Sie hier bitte die für Ihren Wohnort oder Aufenthaltsort zuständige Stelle ein. 
Anschriften und Zuständigkeitsbereiche finden Sie auf dem Einlegeblatt. 

zu 2  Bei ausländischen oder staatenlosen Menschen benötigen wir zum Nachweis des rechtmäßigen Aufenthalts eine 
Bescheinigung der zuständigen Ausländerbehörde oder eine beglaubigte Kopie des Passes; bei Kindern unter 16 
Jahren die genannten Unterlagen eines Erziehungsberechtigten. 

 Nach der Erwerbstätigkeit wird gefragt, weil für erwerbstätige antragstellende Personen, deren Eigenschaft als 
schwerbehinderter Mensch noch nicht festgestellt ist, besondere Regelungen zum Kündigungsschutz und zum 
Verfahren gelten. Erwerbstätig in diesem Sinne sind Sie, wenn Sie abhängig beschäftigt sind, selbständig Tätige 
gehören nicht dazu. 
Den besonderen Kündigungsschutz am Arbeitsplatz haben Sie, wenn Sie im Zeitpunkt der Kündigung die 
Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch nachweisen können oder Ihre Schwerbehinderung offensichtlich ist. Dies 
gilt nicht, wenn wegen Ihrer fehlenden Mitwirkung über den Antrag noch nicht entschieden werden konnte. Ihre 
Mitwirkungspflicht haben Sie in der Regel erfüllt, wenn Sie einen ausgefüllten und unterschriebenen Antragsvordruck 
vorlegen, mit dem Sie hinsichtlich der beigefügten oder noch beizuziehenden Unterlagen die angegebenen Ärzte 
und Dritte von der Schweigepflicht entbinden. 
Um die Zeit zwischen der Antragstellung und Bescheiderteilung zu verkürzen, in der Sie und Ihr Arbeitgeber nicht 
wissen, ob Ihnen die Rechte und Nachteilsausgleiche als schwerbehinderter Mensch zustehen, hat der Gesetzgeber 
sowohl für die Fertigung des ärztlichen Gutachtens als auch für die Erteilung des Bescheides verkürzte 
Bearbeitungsfristen vorgeschrieben. Falls Sie an Ihrem Arbeitsplatz akut von Kündigung bedroht sind und den 
besonderen Kündigungsschutz nach dem SGB IX in Anspruch nehmen wollen, wird dringend empfohlen, sich 
telefonisch mit der für Sie zuständigen Stelle in Verbindung zu setzen, um Möglichkeiten, das Verfahren zu 
beschleunigen, wahrnehmen zu können. 

 Nach dem Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens vom 18.07.2016 sollen Daten für die 
Inanspruchnahme des Behinderten-Pauschbetrages (Höhe des GdB, Merkzeichen, etc.) zukünftig ausschließlich 
elektronisch an die Finanzverwaltung übermittelt werden. Hierfür ist die Angabe der persönlichen 11-stelligen Steuer-
Identifikationsnummer notwendig. Die Steuer-ID (erhalten auch Jugendliche und Kinder), die Ihnen schriftlich vom 
Bundeszentralamt für Steuern mitgeteilt wurde, ist personenbezogen und gilt ein Leben lang. Sie ist nicht zu 
verwechseln mit der Steuernummer beim jeweiligen Finanzamt oder der eTIN, die in der Lohnsteuerbescheinigung 
angegeben wird.  
Nach Einführung der elektronischen Datenübermittlung haben Sie keine Möglichkeit mehr, beim Finanzamt selbst 
den Nachweis durch Vorlage des Schwerbehindertenausweises oder einer Bescheinigung zu erbringen. Um 
weiterhin den Behinderten-Pauschbetrag nach § 33b Abs. 1 bis 3 EStG geltend machen zu können, müssen Sie 
zwingend Ihre persönliche Steuer-Identifikationsnummer (bzw. die der antragstellenden Person) angeben! 

zu 3 Wenn bereits eine andere Stelle eine Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) oder einen Grad der Schädigungsfolgen 
(GdS) festgesetzt hat, kann diese für die Feststellung des Grades der Behinderung (GdB) übernommen werden. 
Falls Sie dies wünschen, brauchen weitere Einzelheiten zu Ihrem Gesundheitszustand nicht aufgeklärt zu werden, 
Sie können dann gleich zu den Angaben unter Nr. 10 übergehen. Wenn Sie aber möchten, dass 
Gesundheitsstörungen festgestellt werden, die von der anderen Stelle bisher nicht berücksichtigt wurden, machen 
Sie bitte weitere Angaben ab der Nr. 4. 

zu 5 Geben Sie bitte hier alle Gesundheitsstörungen an, die als Behinderung festgestellt werden sollen. Dabei kommt es 
nicht darauf an, dass Sie die Gesundheitsstörungen mit den genauen medizinischen Fachausdrücken bezeichnen. 
Es reicht aus, wenn Sie in die vorgegebenen Zeilen zum Beispiel „Bluthochdruck“, „Wirbelsäulenerkrankung“ oder 
„Herzerkrankung“ eintragen.  
Hierbei wird in Ihrem Interesse von der Vermutung ausgegangen, dass alle bei Ihnen vorliegenden 
Gesundheitsstörungen als Behinderung festgestellt werden sollen. Es werden daher bei von Ihnen unter 6 bis 9 im 
Vordruck benannten Ärzten, Krankenhäusern, Kliniken, Leistungsträgern und Stellen Ihre gesamten derzeitigen 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen erfragt, um den höchstmöglichen Grad der Behinderung bzw. die maximale 
Anzahl an Merkzeichen zur Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen feststellen zu können. 
Es steht Ihnen jedoch völlig frei zu entscheiden, dass bestimmte Gesundheitsstörungen auf keinen Fall als 
Behinderung festgestellt werden. Eine solche Beschränkung des Antrages nehmen Sie bitte formlos auf 
einem gesonderten Blatt vor. Bedenken Sie hierbei bitte, dass die nicht als Behinderung festzustellenden 
Gesundheitsstörungen auch bei der Bewertung des Grades der Behinderung (GdB) außer Acht gelassen werden 
müssen. 

Bitte trennen Sie das folgende Blatt (Seiten 7 und 8) ab und nehmen Sie es zu Ihren Unterlagen, damit 
Sie die Informationen zum Verfahrensablauf greifbar haben. 
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zu 6 Tragen Sie bitte nur die Ärzte ein, die Ihre unter Nummer 5 genannten Gesundheitsstörungen in den letzten 2 
Jahren behandelt haben. Sollten mehrere als Hausärzte zu benennen sein, geben Sie dies bitte im Feld 
„Fachgebiet“ mit der Eintragung „Hausarzt“ an. 
Die genaue Angabe der Namen und Anschriften der behandelnden Ärzte ist besonders wichtig. Sie vermeiden 
damit Rückfragen und andere Verzögerungen in der Bearbeitung Ihres Antrages. 

 Beispiel: 
 Name 

Dr. Inge Heilsam 
Straße, Hausnummer 
Musterstraße 55 

PLZ, Ort 
99999 Musterdorf 

 Fachgebiet 
Orthopädie 

letzte Behandlung (Monat/Jahr) 
11/2021 

Unterlagen beim Hausarzt? 
 Ja     Nein 

zu 7 Neben der genauen Bezeichnung des Krankenhauses und seiner vollständigen Anschrift ist es wichtig, auch die 
Abteilung bzw. Station anzugeben, auf der Sie behandelt wurden. Bitte geben Sie auch den Zeitraum der 
Behandlung an. Kreuzen Sie bitte auch an, ob Sie ambulant oder stationär behandelt werden mussten. 

zu 8 Geben Sie hier bitte auch den Namen und die Anschrift des Leistungsträgers an, der die Kosten des Rehabilitationsver-
fahrens/der Kur getragen hat (Kostenträger), da häufig die Unterlagen nur von dort zu erhalten sind. 

zu 
10.1 

Wenn Sie der Auffassung sind, dass gesundheitliche Merkmale für die Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen 
bei Ihnen vorliegen, kreuzen Sie bitte jeweils das entsprechende Kästchen an. 

 Erläuterungen zu den Merkzeichen: 

 G erhebliche Beeinträchtigung der Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr 
Das Merkzeichen G steht Menschen zu, die in ihrer Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr erheblich 
beeinträchtigt sind und dadurch Wegstrecken nur mit Schwierigkeiten bewältigen können. Die 
Bewegungsfähigkeit kann durch ein eingeschränktes Gehvermögen (auch durch innere Leiden), infolge 
von Anfällen oder eine gestörte Orientierungsfähigkeit beeinträchtigt sein. 

 aG außergewöhnliche Gehbehinderung 
Das Merkzeichen aG steht Menschen zu, die sich wegen der Schwere ihrer Beeinträchtigungen nur mit 
fremder Hilfe oder mit großer Anstrengung außerhalb ihres Kraftfahrzeuges bewegen können. Die 
Teilhabebeeinträchtigung, die die Gehfähigkeit in diesem Ausmaß einschränkt muss einen GdB von 
mindestens 80 bedingen. Zu den außergewöhnlich Gehbehinderten zählen insbesondere Menschen, die 
dauerhaft, auch für sehr kurze Entfernungen, zwingend auf einen Rollstuhl angewiesen sind. 

 B Berechtigung zur Mitnahme einer Begleitperson 
Das Merkzeichen B steht Menschen zu, die wegen ihrer Behinderung öffentliche Verkehrsmittel regelmäßig 
nur mit fremder Hilfe benutzen können 

 RF Ermäßigung des Rundfunkbeitrages 
Aus gesundheitlichen Gründen erhalten folgende Menschen eine Ermäßigung des Rundfunkbeitrages: 
-  Blinde oder nicht nur vorübergehend wesentlich Sehbehinderte mit einem GdB von wenigstens 60 

allein wegen der Sehbehinderung. 
- Hörgeschädigte, die gehörlos sind oder denen eine ausreichende Verständigung über das Gehör auch 

mit Hörhilfen nicht möglich ist. 
Eine Ermäßigung des Rundfunkbeitrages erhalten auch die schwerbehinderten Menschen mit einem GdB 
von wenigstens 80, die wegen ihres Leidens an öffentlichen Veranstaltungen ständig nicht teilnehmen 
können. Diese behinderten Menschen müssen allgemein von öffentlichen Zusammenkünften 
ausgeschlossen sein. Es genügt nicht, dass sich die Teilnahme an einzelnen, nur gelegentlich 
stattfindenden Veranstaltungen -bestimmter Art- verbietet. 

 TBl Taubblind 
Das Merkzeichen TBl steht Menschen zu, denen wegen ihrer Hörbehinderung ein einzelner Grad der 
Behinderung von mindestens 70 und wegen ihrer Sehbehinderung ein einzelner Grad der Behinderung 
von 100 zuerkannt ist. 

 H Hilflosigkeit 
Hilflos ist ein Mensch, wenn er für eine Reihe von häufig und regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen 
zur Sicherung seiner Existenz im Ablauf eines jeden Tages fremder Hilfe dauernd bedarf. 

 1.Kl Notwendigkeit für die Benutzung der 1. Wagenklasse 
Die Voraussetzungen für die Benutzung der 1. Klasse mit dem Fahrausweis der 2. Klasse erfüllen 
ausschließlich Kriegsbeschädigte und Verfolgte im Sinne des Bundesentschädigungsgesetzes mit einem 
Grad der Schädigungsfolgen um wenigstens 70, wenn der auf den anerkannten Schädigungsfolgen 
beruhende körperliche Zustand bei Bahnfahrten ständig die Unterbringung in der 1. Klasse erfordert. 

 Bl Blindheit 
Menschen sind blind, wenn ihnen das Augenlicht vollständig fehlt. Als blind gelten auch Menschen, die 
auf dem besseren Auge eine Sehschärfe von nicht mehr als 1/50 haben oder bei denen so 
schwerwiegende andere Störungen des Sehvermögens vorliegen, dass sie dieser Beeinträchtigung der 
Sehschärfe gleichzustellen sind. 

 Gl Gehörlosigkeit 
Gehörlos ist ein Mensch, bei dem Taubheit beiderseits oder eine an Taubheit grenzende 
Schwerhörigkeit beiderseits, verbunden mit schweren Sprachstörungen (schwer verständliche 
Lautsprache, geringer Sprachschatz) vorliegt. In der Regel zählen hierzu hörbehinderte Menschen, 
bei denen die an Taubheit grenzende Schwerhörigkeit angeboren oder in der Kindheit erworben ist. 
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8 

zu 
10.3 

Bitte beachten Sie, dass der Pauschbetrag vom Finanzamt bereits für das Jahr der Antragstellung gewährt wird, auch 
wenn die Voraussetzungen nur an mindestens einem Tag im Jahr vorgelegen haben.  
Sofern Sie jedoch ein besonderes Interesse (z.B. steuerliche Gründe) an der Feststellung haben, dass 
Schwerbehinderung, Grad der Behinderung oder gesundheitliche Merkmale schon vor der Antragstellung vorgelegen 
haben, tragen Sie bitte das entsprechende Datum ein und geben Sie den Grund an.  
Die erhöhten Pauschbeträge nach dem Behindertenpauschbetragsgesetz werden frühestens ab dem 
Veranlagungszeitraum 2021 gewährt. 

zu 
11 

 
Bitte unterschreiben Sie  

die Schweigepflichtentbindung und die Erklärungen an der angegebenen Stelle ().  
 

Bitte lesen Sie die Erklärungen zuvor sorgfältig durch. 

 Die Schweigepflichtentbindung ist ausschließlich von der antragstellenden Person oder dem gesetzlichen 
Vertreter oder gerichtlich bestellten Betreuer oder dem Inhaber einer dementsprechenden Vollmacht 
(Vorsorgevollmacht) zu unterschreiben. Bei Minderjährigen unter 15 Jahren sind die Unterschriften aller 
sorgeberechtigten Personen erforderlich. 
Ohne unterschriebene Schweigepflichtentbindung dürfen keine ärztlichen Befunde beigezogen und ausgewertet 
werden, so dass Ihr Antrag nicht bearbeitet werden kann. 
 

 Die Speicherung des Lichtbildes und die Weitergabe des Lichtbildes (einschl. der erforderlichen Daten) an den 
externen Druckdienstleister sind für die Ausstellung eines Schwerbehindertenausweises zwingend erforderlich. Bitte 
kreuzen Sie daher „Ja“ an, sofern Sie die Ausstellung eines Ausweises möchten. 

 Zur Inanspruchnahme des Behindertenpauschbetrages bei der steuerlichen Veranlagung ist zukünftig die 
Übermittlung der erforderlichen Daten an die Finanzverwaltung zwingend erforderlich. Bitte kreuzen Sie daher 
„Ja“ an, sofern Sie einen Behindertenpauschbetrag gegenüber dem Finanzamt geltend machen möchten. 

 Informationen zum Verfahrensablauf 
 

Wenn dieser ausgefüllte und unterschriebene Antragsvordruck der zuständigen Stelle vorliegt und die eventuell von 
Ihnen beigefügten Unterlagen für eine Feststellung nicht ausreichen, werden von Ihnen benannte Ärzte, 
Krankenhäuser und sonstige Stellen (z. B. Rentenversicherungsträger, Gesundheitsamt, Pflegekasse, Gericht) 
angeschrieben. Diese werden gebeten, medizinische Unterlagen über die bei Ihnen vorliegenden gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen zu übersenden. Kosten entstehen Ihnen dadurch nicht. Falls Sie Unterlagen selbst besorgen, 
können Aufwendungen hierfür (zum Beispiel Porto, Kosten für Atteste oder Gutachten) allerdings im 
Feststellungsverfahren nicht erstattet werden. 
 
Sobald die notwendigen medizinischen Unterlagen vorliegen, werden sie unter ärztlicher Beteiligung ausgewertet. 
Falls die Unterlagen zur Feststellung des Grades der Behinderung und/oder der Merkzeichen ausnahmsweise nicht 
ausreichen und eine ärztliche Untersuchung erforderlich ist, werden Sie noch besonders benachrichtigt. 
 
Unter Berücksichtigung der medizinisch-gutachtlichen Prüfung wird dann von der zuständigen Stelle der 
Feststellungsbescheid erteilt. Falls die Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch festgestellt wird, erhalten Sie 
anschließend den Schwerbehindertenausweis, sofern bereits ein Lichtbild vorliegt. 
 
Die zuständige Stelle ist bemüht, über Ihren Antrag alsbald zu entscheiden. Sie wird zwar die angeschriebenen Ärzte 
und Stellen bitten, die Anfragen beschleunigt zu beantworten und auch gegebenenfalls mehrfach erinnern. Es lässt 
sich aber nicht erzwingen, dass alle erforderlichen Unterlagen ohne Verzögerung übersandt werden. 
Erfahrungsgemäß nehmen die Ermittlungen deshalb einige Wochen in Anspruch. Bitte bedenken Sie dies, wenn Sie 
sich nach dem Stand der Angelegenheit erkundigen möchten. 

 Online-Services 
 

Sobald Ihr Antrag bei der zuständigen Stelle eingegangen ist, werden Sie hierüber schriftlich informiert.  
 

Mit dieser Eingangsbestätigung erhalten Sie auch die notwendigen Zugangsdaten, um 
 

• Ihr Lichtbild elektronisch zu übermitteln 
• Ihren Verfahrensstand online abzufragen 

 
Bitte folgen Sie den Hinweisen in der Eingangsbestätigung und auf der Internetseite, bei Fragen steht Ihnen die für 
den Antrag zuständige Stelle unter den in der Eingangsbestätigung mitgeteilten Kontaktmöglichkeiten zur Verfügung. 
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Zu Randnummer 1 :

Der Antrag muss an den Kreis/die kreisfreie Stadt gerichtet werden, wo der Antrag-
steller seinen Wohnsitz hat (siehe Anlage E).

In Anlage F finden Sie auch Hinweise, welche Stelle für die Antragstellung zuständig 
ist, wenn der Antragsteller Grenzarbeitnehmer ist (siehe „Zu Randnummer  2 “). 
Wohnsitz ist dort, wo der Mensch mit Behinderung eine Wohnung genommen hat, 
sie beibehalten und benutzen will. Bei der Bestimmung der zuständigen Stelle hat er 
ein Wahlrecht, ob er den Antrag an die für den ersten, für den zweiten oder für 
einen weiteren Wohnsitz zuständige Stelle richten will.

Deutsche Arbeitnehmer, die von deutschen Firmen oder Behörden zeitlich begrenzt 
zu einer Tätigkeit ins Ausland abgeordnet worden sind und keinen Wohnsitz mehr 
im Geltungsbereich des SGB IX haben, richten ihren Antrag an das aus der Anlage F 
ersichtliche sogenannte „Auslandsversorgungsamt“.

Zu Randnummer 2 :

Auf die deutsche Staatsangehörigkeit kommt es nicht an. Bei Ausländern ist es 
unter anderem erforderlich, dass sie sich rechtmäßig in Deutschland aufhalten. 
Hierzu müssen sie im Besitz eines entsprechenden Aufenthaltstitels im Sinne des 
§ 4 des Gesetzes über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integration von 
Ausländern im Bundesgebiet (Aufenthaltsgesetz – AufenthG) sein. Ein solcher Auf-
enthaltstitel ist ein Visum, eine Aufenthaltserlaubnis oder eine Niederlassungser-
laubnis. Mit dem Gesetz zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien 
der Europäischen Union vom 19. August 2007 (Bundesgesetzblatt 2007 I, 1970 fol-
gende) wurden unter anderem das AufenthG und das Freizügigkeitsgesetz/EU 
(FreizügG/EU) geändert. Neben den drei bisherigen Aufenthaltstiteln wurde die 
„Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG“ als vierter Aufenthaltstitel eingeführt.

Diese Gesetzesänderung beruht auf einer Richtlinie der EG, die die Integration und 
Mobilität von Ausländern aus Nicht-EU-Staaten in der EU verbessern soll. Gemäß 
der Richtlinie können Ausländer aus Nicht-EU-Staaten, die sich seit fünf Jahren 
rechtmäßig in einem EU-Staat aufhalten, dort eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt 
beantragen. Diese führt zur Gleichstellung mit den Staatsangehörigen des Aufent-
haltsstaates in vielen Bereichen (zum Beispiel Zugang zum Arbeitsmarkt und zur 
Sozialversicherung) und berechtigt darüber hinaus zu Aufenthalten in anderen 
EU-Staaten (zum Beispiel, um dort ein Studium zu absolvieren oder eine Erwerbs
tätigkeit auszuüben).

Im AufenthG ist die Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG in § 9 a geregelt. Sie ist ein 
unbefristeter Aufenthaltstitel und entspricht in ihren Voraussetzungen und Rechts-
folgen großenteils der Niederlassungserlaubnis  (§ 9 AufenthG).

Wer in Deutschland eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG erhalten hat, hat hier 
seinen rechtmäßigen gewöhnlichen Aufenthalt und kann daher eine Feststellung 
nach dem SGB IX erhalten.

Zuständige Stelle

Staatsangehörigkeit
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Wer in einem anderen Staat eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU erhalten hat 
und sich in Deutschland länger als drei Monate aufhalten möchte, erhält eine Auf-
enthaltserlaubnis nach dem neuen § 38 a Aufenthaltsgesetz (Aufenthaltserlaubnis 
für in anderen Mitgliedsstaaten der EU langfristig Aufenthaltsberechtigte), wenn 
nicht ein Ausnahmetatbestand gemäß § 38 a Absatz 2 AufenthG vorliegt.

Wenn weiter die Voraussetzungen nach § 30 SGB I vorliegen, kann auch 
eine Feststellung nach dem 3. Teil des SGB IX getroffen werden. Es ist jeweils im 
Einzelfall zu entscheiden.

Als weiterer neuer Unterfall der Aufenthaltserlaubnis (§ 7 AufenthG) wurde die 
Aufenthaltserlaubnis zu Zwecken der Forschung (§ 20 AufenthG) eingeführt. Da 
sie auch auf eine kürzere Zeit befristet sein kann, besteht hier nicht stets ein 
gewöhnlicher Aufenthalt. In jedem Fall ist aber von der Beschäftigung auf einem 
Arbeitsplatz gemäß § 156 SBG IX auszugehen (Beschäftigung bei der Forschungs
einrichtung), sodass eine Feststellung nach dem SGB IX möglich ist.

Die Aufenthaltserlaubnis zur Durchführung eines Strafverfahrens ist in § 25 Absatz 
4 a AufenthG geregelt. Sie wurde unter anderem für Personen geschaffen, die Opfer 
von Menschenhandel wurden und eigentlich ausreisepflichtig wären, um Anreize 
für eine Kooperation mit den zuständigen Strafverfolgungs- und Gerichtsbehörden 
zu geben. Sind sie bereit, in einem Strafverfahren gegen den Menschenhändler als 
Zeuge auszusagen, können sie für die Dauer des Strafverfahrens eine Aufenthaltser-
laubnis erhalten. Da dieser Aufenthalt in Deutschland in der Regel eng begrenzt ist, 
liegt kein gewöhnlicher Aufenthalt vor, eine Feststellung nach dem SGB IX kommt 
nicht in Betracht.

Um Ausländern, die sich schon seit Jahren ohne Aufenthaltstitel in Deutschland 
aufhalten, eine Perspektive zu bieten, wurde in §§ 104 a und 104 b AufenthG eine 
Altfallregelung mit Stichtag 1. Juli 2007 geschaffen. Bei Erfüllung einer Reihe von 
Voraussetzungen (unter anderem Aufenthalt in Deutschland grundsätzlich am 
1. Juli 2007 seit mindestens acht Jahren, ausreichender Wohnraum, Deutschkennt-
nisse, keine Vorstrafen) soll eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden.

Kommt der Ausländer für seinen Lebensunterhalt durch eigene Erwerbstätigkeit 
auf, dann erhält er eine Aufenthaltserlaubnis nach § 104 a Absatz 1 Satz 2 in 
Verbindung mit § 23 Absatz 1 Satz 1 AufenthG. In diesem Fall ist von einem 
rechtmäßigen gewöhnlichen Aufenthalt auszugehen; eine Feststellung nach 
dem SGB IX kann getroffen werden.

Kann er seinen Lebensunterhalt nicht durch eigene Erwerbstätigkeit sichern, dann 
erhält er eine Aufenthaltserlaubnis „auf Probe“ nach § 104 a Absatz 1 Satz 3 in 
Verbindung mit Satz 1 AufenthG. Ein Anreiz zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit 
besteht darin, dass diese Aufenthaltserlaubnis nur verlängert wird, wenn der 
Lebensunterhalt mittlerweile durch eigene Erwerbstätigkeit gesichert wird (§ 104 a 
Absatz 5 AufenthG).
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In Anbetracht der Gesamtumstände ist auch bei Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
auf Probe von einem rechtmäßigen gewöhnlichen Aufenthalt auszugehen; eine 
Feststellung nach dem SGB IX ist möglich.

Der Aufenthalt von Ausländern, welche Angehörige eines EU- oder EWR-Staates 
sind, ist wie bisher im FreizügG/EU geregelt. Sie benötigen für einen Aufenthalt in 
Deutschland keinen Aufenthaltstitel. Seit dem 29. Januar 2013 erhalten Sie keine 
Bescheinigung mehr über das Aufenthaltsrecht. Es genügt nunmehr die Vorlage 
des gültigen Personalausweises oder Reisepasses. Ihre freizügigkeitsberechtigten 
Familienangehörigen (§ 2 Absatz 2 Nummern 6 und 7 in Verbindung mit §§ 3 bis 4 a 
FreizügG/EU, die nicht Angehörige eines EU- oder EWR-Staates sind, erhielten bisher 
eine Aufenthaltserlaubnis-EU. Diese Regelung wurde geändert; sie erhalten jetzt 
stattdessen eine Aufenthaltskarte (§ 5 Absatz 1 FreizügG/EU).

Das gleiche Dokument dient als Aufenthaltserlaubnis für Schweizer und ihre 
Familienangehörigen, die aufgrund des Freizügigkeitsabkommens zwischen der EU 
und der Schweiz eine Aufenthaltserlaubnis unter erleichterten Voraussetzungen 
erhalten.

Eine nach altem Recht ausgestellte Aufenthaltserlaubnis-EU gilt als Aufenthaltskarte 
fort (§ 15 FreizügG/EU).

Nach einem mehrjährigen Aufenthalt in Deutschland wird den Familienangehörigen 
der Angehörigen eines EU- oder EWR-Staates auf Antrag eine Daueraufenthalts-
karte ausgestellt. Das gleiche Dokument wird auch als Nachweis des langjährigen 
Aufenthalts in Deutschland für Ausländer mit Staatsangehörigkeit eines EU- oder 
EWR-Staates verwendet. Ob Inhaber einer Aufenthaltskarte beziehungsweise 
Schweizer mit Aufenthaltserlaubnis sich dauerhaft im Bundesgebiet aufhalten und 
somit ein gewöhnlicher Aufenthalt besteht, ist im Einzelfall zu klären. Wurde jedoch 
eine Daueraufenthaltskarte ausgestellt, dann liegt in jedem Einzelfall ein gewöhn
licher Aufenthalt vor.

Nach § 60 a AufenthG geduldete Ausländer, die sich voraussichtlich länger als sechs 
Monate in Deutschland aufhalten werden, halten sich im Sinne des § 2 Absatz 2 
SGB IX rechtmäßig im Geltungsbereich des Gesetzes auf.

Es dürfen jedoch keine konkreten Anhaltspunkte dafür vorhanden sein, dass 
eine Abschiebung gerade erfolgt oder unmittelbar bevorsteht. Auf Antrag ist ein 
Feststellungsverfahren nach § 152 SGB IX durchzuführen.

Bürgerinnen und Bürger der Europäischen Union müssen keinen Aufenthaltstitel 
beantragen. Sie müssen lediglich der Meldepflicht an ihrem Wohnort nachkommen. 
Die Europäische Union bildet zusammen mit der Bundesrepublik Deutschland 
nunmehr folgende 26 Staaten: Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, 
Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, 
Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, 
Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn und Zypern.
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Dies gilt gemäß § 12 FreizügG/EU auch für Staatsangehörige des übrigen 
Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR-Staaten). Zum Europäischen Wirtschaftsraum 
gehören neben den EU-Staaten auch: Island, Liechtenstein und Norwegen.

Großbritannien ist am 1. Februar 2020 aus der EU ausgetreten. Britische Staats
bürger, die vor dem 1. Januar 2021 bereits zum Aufenthalt oder zum Arbeiten in 
Deutschland berechtigt waren und von diesem Recht Gebrauch gemacht hatten, 
benötigen ab dem 1. Juli 2021 das neue Aufenthaltsdokument, dass sie bei der 
Ausländerbehörde erhalten.

Britische Staatsangehörige, die sich erst ab dem 1. Januar 2021 oder später in 
Deutschland aufhalten oder zum Arbeiten in Deutschland berechtigt sind, werden 
aufenthaltsrechtlich so gestellt wie Staatsangehörige anderer Drittstaaten. Sie benö-
tigen für einen erstmaligen Antrag nach dem Schwerbehindertenrecht (wie andere 
Ausländer auch) einen Aufenthaltstitel bzw. das neue Aufenthaltsdokument gemäß 
§ 2 Absatz 2 SGB IX.

Vertriebene ukrainische Staatsangehörige und Drittstaatsangehörige, die vor dem 
24. Februar 2022 einen Aufenthaltsstatus in der Ukraine hatten und Familienange-
hörige, erhalten ab dem 24. Februar 2022 vorübergehend Schutz in den Mitglieds-
staaten der EU. Diese Kriegsflüchtlinge halten sich mit Einreise in das Bundesgebiet 
rechtmäßig in Deutschland auf. Sie erhalten auf Antrag eine Aufenthaltserlaubnis 
gemäß § 24 Aufenthaltsgesetz (AufenthG). Mit Erhalt dieser Aufenthaltserlaubnis 
erfüllen sie die Voraussetzungen für ein Feststellungsverfahren nach dem SGB IX.

Asylsuchende, die noch keinen offiziellen Antrag auf Asyl beim Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) stellen konnten, erhalten nach der aktuellen 
Gesetzeslage zunächst einen Ankunftsnachweis (AKN) gemäß § 63a Asylgesetz 
(AsylG).

Ein Ausländer, der einen Asylantrag beim BAMF gestellt hat, erhält gemäß § 55 
Absatz 1 Asylgesetz (AsylG) eine Aufenthaltsgestattung nach § 63 AsylG 
(Bescheinigung mit Lichtbild). Wird die Asylberechtigung anerkannt, erhält der 
Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 1 AufenthG. Es besteht ein 
rechtmäßiger gewöhnlicher Aufenthalt in Deutschland. Bei abgelehnten Asylbewer-
bern erlischt die Aufenthaltsgestattung gemäß § 67 AsylG, wenn der Asylantrag 
unanfechtbar abgelehnt worden ist. Sofern der abgelehnte Asylbewerber seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland hat, kommt hier anschließend die 
Erteilung einer Duldung nach § 60a AufenthG oder Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 25 Absatz 5 AufenthG in Betracht.

Beantragt ein Inhaber einer Aufenthaltsgestattung eine Feststellung nach dem 
Schwerbehindertenrecht, fragt die zuständige Behörde beim Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) an, ob Hinweise auf das Vorliegen von 
Ablehnungsgründen nach § 30 Absatz 3 AsylG vorliegen. Wenn ja, erfolgt keine 
Feststellung nach dem SGB IX. Der Antrag wird gemäß § 2 Absatz 2 SGB IX 
abgelehnt, weil kein rechtmäßiger gewöhnlicher Aufenthalt im Geltungsbereich 
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des Gesetzes gegeben ist. Wenn keine Ablehnungsgründe vorliegen, wird ein 
Feststellungsverfahren nach dem SGB IX durchgeführt und der Ausweis nach § 6 
Absatz 5 Schwerbehindertenausweisverordnung befristet.“

Nach dem Erlass des Ministeriums für Arbeit, Integration und Soziales des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 15. April 2016 genügt für die Durchführung eines Fest
stellungsverfahrens nach dem Schwerbehindertenrecht unabhängig vom aufent-
haltsrechtlichen Status allein die Prognose, ob sich die antragstellende Person 
voraussichtlich länger als sechs Monate in Deutschland aufhalten wird. Bei Personen 
aus sogenannten sicheren Herkunftsstaaten sollte kein Feststellungsverfahren 
durchgeführt werden, wenn absehbar ist, dass sie innerhalb von sechs Monaten 
Deutschland wieder verlassen.

Nach dem Rundschreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales vom 
15. Februar 2017 liegt es im Ermessen der zuständigen Behörde, ob sie bei der 
Prüfung der Bleibeprognose eines im Inland befindlichen Ausländers andere 
Behörden (hier: BAMF, Ausländerbehörde) im Wege der Amtshilfe beteiligt. 
Sie ist nicht zur Beteiligung der vorgenannten Behörden verpflichtet.

Bei der Prüfung der Bleibeprognose kann sich die zuständige Behörde auch an 
tatsächlichen Umständen orientieren, die typischerweise für einen Wohnsitz 
beziehungsweise gewöhnlichen Aufenthalt sprechen. Dies können zum Beispiel 
die Dauer des bisherigen Aufenthalts, der Bezug einer eigenen Wohnung, ein 
Arbeitsplatz, die persönlichen, familiären, wirtschaftlichen, sozialen und sonstigen 
Bindungen des behinderten Menschen zum Bundesgebiet oder der Grad der 
Schutzbedürftigkeit sein.

Wichtig für die Durchführung eines Feststellungsverfahrens nach dem SGB IX ist, 
dass sich die betreffende Person voraussichtlich mindestens sechs Monate im 
Bundesgebiet aufhalten wird.

Ausländer und Staatenlose müssen eine Bescheinigung der zuständigen Ausländer-
behörde oder eine beglaubigte Kopie ihres Passes vorlegen, um ihren rechtmäßigen 
gewöhnlichen Aufenthalt nachzuweisen. Bei ausländischen Kindern unter 16 Jahren 
werden die genannten Unterlagen eines Erziehungsberechtigten benötigt. Bei 
Grenzarbeitnehmern ist die Vorlage der Arbeitsbescheinigung des jetzigen 
Arbeitgebers notwendig.

Zu Randnummer 3 :

Wohnort ist dort, wo der Mensch mit Behinderung eine Wohnung genommen hat, 
sie beibehalten und benutzen will.

Ein Wohnsitz kann auch an mehreren Orten bestehen (zum Beispiel erster und 
zweiter Wohnsitz).

Wohnort
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Deutsche Arbeitnehmer, die von deutschen Firmen oder Behörden zeitlich begrenzt 
zu einer Tätigkeit ins Ausland abgeordnet worden sind und keinen Wohnsitz mehr 
im Geltungsbereich des SGB IX haben, können dennoch einen Schwerbehinderten-
ausweis bekommen und tragen hier ihren Auslandswohnsitz ein.

Zu Randnummer 4 :

Nach der Erwerbstätigkeit wird gefragt, weil für erwerbstätige Antragstellerinnen/
Antragsteller, deren Schwerbehinderung (Grad der Behinderung mindestens 50) 
noch nicht festgestellt ist, besondere Regelungen zum Kündigungsschutz und zum 
Verfahren gelten. Erwerbstätig in diesem Sinne ist, wer abhängig beschäftigt ist, 
selbstständig Tätige gehören nicht dazu.

Den besonderen Kündigungsschutz am Arbeitsplatz hat, wer im Zeitpunkt der 
Kündigung die Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch nachweisen kann oder 
dessen Schwerbehinderung offensichtlich ist. Dies gilt nicht, wenn wegen fehlender 
Mitwirkung über den Antrag noch nicht entschieden werden konnte. Die Mitwir-
kungspflicht ist in der Regel erfüllt, wenn ein ausgefüllter und unterschriebener 
Antragsvordruck vorliegt, mit dem hinsichtlich der beigefügten oder noch 
beizuziehender Unterlagen die angegebenen Ärztinnen/Ärzte und Dritte von 
der Schweigepflicht entbunden werden.

Um die Zeit zwischen dem Stellen des Antrages und dem Erteilen des Bescheides 
zu verkürzen, in der der Antragsteller und dessen Arbeitgeber nicht wissen, ob 
ihnen die Rechte und Nachteilsausgleiche wegen Schwerbehinderung zustehen, 
hat der Gesetzgeber sowohl für das Erstellen des ärztlichen Gutachtens als auch 
des Bescheides verkürzte Bearbeitungsfristen aufgegeben.

Wer an seinem Arbeitsplatz akut von Kündigung bedroht ist und den besonderen 
Kündigungsschutz nach dem SGB IX in Anspruch nehmen will, sollte sich telefonisch 
mit der zuständigen Stelle in Verbindung setzen, um Möglichkeiten, das Verfahren 
zu beschleunigen, wahrnehmen zu können.

Zu Randnummer 5 :

Im Regelfall wird der Mensch mit Behinderung selbst oder in dessen Namen der 
gesetzliche Vertreter (Betreuer) den Antrag stellen. Der Mensch mit Behinderung 
kann auch zum Beispiel einen Rechtsanwalt, einen Gewerkschaftssekretär oder den 
Vertreter eines Behindertenverbandes zur Antragstellung und zur Wahrnehmung 
seiner Rechte im weiteren Verfahren bevollmächtigen. Für Rentenberater gilt dies 
nur, wenn sie zur Vertretung im Feststellungsverfahren nach dem SGB IX befugt 
sind. Darüber hinaus kann der Mensch mit Behinderung jede weitere Person seines 
Vertrauens bevollmächtigen, sofern diese Person die Vertretung nicht berufsmäßig 
durchführt.

Erwerbstätigkeit

Fristen

Antragsteller
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Auch die Schwerbehindertenvertretung der schwerbehinderten Menschen, die 
Fachstellen Behinderte Menschen im Beruf und die Sozialämter sind selbstverständ-
lich gern bei der Ausfüllung des Antrages behilflich. Der Arbeitgeber des Menschen 
mit Behinderung ist an dem Feststellungsverfahren grundsätzlich nicht beteiligt. Er 
wird auch nicht angehört oder benachrichtigt und hat keine Möglichkeit, gegen 
Feststellungsbescheide einen Rechtsbehelf einzulegen.

Zu Randnummer 6 :

Im eigenen Interesse sollten alle Angaben im Antrag möglichst mit Maschinen- 
oder Blockschrift ausgefüllt werden. Das erleichtert die Antragsbearbeitung.

Zu Randnummer 7 :

Sollte der Antragsteller die Frage nach einer Feststellung über die Minderung der 
Erwerbsfähigkeit (MdE) beziehungsweise den Grad der Schädigungsfolgen (GdS) 
bei einer anderen öffentlichen Stelle bejaht haben, wird er um Vorlage einer 
Kopie des entsprechenden Bescheides gebeten. Für den Fall, dass der Antragsteller 
den Bescheid nicht beifügt, ist der Name der öffentlichen Stelle, das Geschäfts-/
Aktenzeichen, gegebenenfalls der Tag des Unfalls beziehungsweise der Tag der 
Schädigung einzutragen, damit die Unterlagen angefordert werden können.

Die zuständige Stelle kann ohne weitere Ermittlungen sofort einen Bescheid erteilen 
und einen Ausweis ausstellen,
a)	� wenn der Mensch mit Behinderung schon eine „Feststellung über das Vorliegen 

einer Behinderung“ besitzt
	 und
b)	�wenn die „Minderung der Erwerbsfähigkeit“ darin auf mindestens 50 Prozent 

festgesetzt ist.

Folgende Bescheide oder Entscheidungen über die Behinderung und den Behinde-
rungsgrad gelten als „Feststellung“ und können deshalb der Ausweisausstellung 
zugrunde gelegt werden:
•  �Rentenbescheide der gesetzlichen Unfallversicherung (Berufsgenossenschaften),
•  �Bescheide der Versorgungsämter beziehungsweise der Landschaftsverbände oder 

einer Behörde der Bundeswehrverwaltung über Rentenansprüche nach dem 
Bundesversorgungsgesetz, Häftlingshilfegesetz, Soldatenversorgungsgesetz, Zivil-
dienstgesetz, Infektionsschutzgesetz, Opferentschädigungsgesetz, Strafrechtliches 
Rehabilitationsgesetz, Verwaltungsrechtliches Rehabilitationsgesetz,

•  �Bescheide der Entschädigungsbehörden über Rentenansprüche nach dem 
Bundesentschädigungsgesetz,

•  �Bescheide der Wehrbereichsgebührnisämter über den Anspruch auf Ausgleich 
nach § 85 des Soldatenversorgungsgesetzes,

•  �Entscheidungen über den Unfallausgleich nach beamtenrechtlichen 
Unfallvorschriften,

•  �Bescheide und Behindertenpässe des österreichischen Bundessozialamtes.

Feststellung  
MdE/GdS

Anerkennungsfähige 
Bescheide
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Der Mensch mit Behinderung kann eine Feststellung der Behinderung und deren 
Bewertung trotz Vorliegen einer der vorgenannten Entscheidungen in folgenden 
Fällen beantragen:
a) 	�Es liegen mehrere Beeinträchtigungen vor, die in mehreren Rentenbescheiden,

Verwaltungs- oder Gerichtsentscheidungen einzeln, aber nicht in ihrer Gesamt-
heit, festgestellt sind.

b) 	�Neben der Behinderung, die in einem Rentenbescheid, einer Verwaltungs- oder
Gerichtsentscheidung festgestellt ist, liegen weitere Beeinträchtigungen vor, über
die bisher keine Feststellung getroffen wurde.

c) 	�Es liegt zwar nur die bereits in einem Rentenbescheid, einer Verwaltungs- oder
Gerichtsentscheidung festgestellte Behinderung vor, der Grad der Behinderung
ist aber nach anderen – für den behinderten Menschen ungünstigeren –
Bewertungsmaßstäben festgestellt worden, als sie die zuständige Stelle bei
der Feststellung nach dem SGB IX anzuwenden hat (zum Beispiel Unfallrente
aufgrund eines Arbeitsunfalles mit Verlust des linken Unterschenkels = 40 vom
Hundert/Feststellung durch die zuständige Stelle = GdB 50). Wenn die zuständige
Stelle einen GdB von 50 feststellt, obwohl in dem Bescheid über die Gewährung
von Unfallrente nur 40 vom Hundert ausgewiesen sind, so hat dies allerdings
nicht zur Folge, dass etwa die Unfallrente durch die Bewertung erhöht würde.

d) 	�Die Feststellung der anderen Stelle erfolgte mit einem Fünfer-Wert (zum Beispiel
15 von Hundert, 25 von Hundert, 35 von Hundert, 45 von Hundert, 55 von Hun-
dert etcetera). Für die Ausstellung eines Schwerbehindertenausweises genügt
zum Beispiel nicht ein GdS/MdE von 45 von Hundert.
In diesen Fällen ist ein Feststellungsinteresse nach dem Schwerbehindertenrecht
anzunehmen und die Bewertung nach der Versorgungsmedizin-Verordnung
(VersMedV) vorzunehmen, da nach dem Schwerbehindertenrecht der Grad der
Behinderung (GdB) nach Zehnergraden abgestuft festgestellt wird und es keine
Rundungsvorschrift im Schwerbehindertenrecht gibt.

Die zuständige Stelle kann bei Feststellung des Grades der Behinderung nach dem 
SGB IX in bestimmten Sonderfällen von den vorliegenden Bescheiden und Entschei-
dungen auch nach unten abweichen. Zum Beispiel kann bei Kriegsbeschädigten die 
Erhöhung des GdS wegen „besonderem beruflichen Betroffenseins“ nicht berück-
sichtigt werden. In diesen Fällen wird empfohlen, den Feststellungsantrag zurück
zunehmen, damit der Ausweis aufgrund des vorliegenden Bescheides über eine GdS 
von mindestens 50 ausgestellt werden kann.

Entscheidungen und Bescheide, in denen die Behinderung nur durch Bezeichnun-
gen wie „Berufsunfähigkeit“, „Erwerbsunfähigkeit“, „Arbeitsunfähigkeit“, „Dienst
unfähigkeit“ oder Ähnliches zum Ausdruck gebracht wird, sind keine Feststellun-
gen, die zur Ausweisausstellung ausreichen. Denn hier ist der Grad der Behinderung 
nicht ausdrücklich festgestellt. Deshalb genügen auch nicht die Bescheide über 
Renten aus der Deutschen Rentenversicherung.

Sonderfälle

Ungenügende 
Aussagen
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Zu Randnummer 8 :

Hier sind alle Gesundheitsstörungen möglichst mit Funktionseinbußen anzugeben, 
die als Behinderung festgestellt werden sollen. Dazu gehören auch Folgeschäden 
(zum Beispiel Wirbelsäulenschaden nach Oberschenkelamputation) sowie 
Schmerzen und psychische Auswirkungen. Unter Gesundheitsstörungen in diesem 
Sinne versteht man nicht den regelwidrigen körperlichen, geistigen oder seelischen 
Zustand als solchen. Vielmehr ist damit die Auswirkung der Beeinträchtigungen 
gemeint, die durch den regelwidrigen Körper-, Geistes- oder Seelenzustand 
verursacht werden.

Beispiel: Führt eine Behinderung (eine Salmonellendauerausscheidung, eine 
tuberkulöse Erkrankung und so weiter) zu einer zusätzlichen psychischen Belastung, 
weil die Umwelt dem behinderten Menschen wegen der Ansteckungsgefahr 
ablehnend gegenübersteht, so sollte das ebenfalls angegeben werden.

Normale Alterserscheinungen können nicht als Behinderung anerkannt werden. 
Das Gleiche gilt für vorübergehende Erkrankungen, deren Auswirkungen nicht über 
sechs Monate zu spüren sind. Der Antragsteller sollte sich deshalb überlegen, ob er 
zum Beispiel die altersbedingte leichte Weitsichtigkeit hier überhaupt angeben will. 
Gleiches gilt zum Beispiel für den einwandfrei verheilten Armbruch.

Die zuständige Stelle muss jede im Antrag angegebene – auch geringfügige – 
Gesundheitsstörung überprüfen. Die Bearbeitungsdauer würde durch solche 
Angaben nur unnötig verzögert. In Zweifelsfällen sollte der Mensch mit Behinde-
rung vor Antragstellung mit seinem Arzt sprechen. Wenn er dann immer noch nicht 
sicher ist, sollte er jede Gesundheitsstörung angeben, die nach seiner Meinung zu 
einer Beeinträchtigung der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft führt.

Sofern dem Antragsteller die Diagnose seiner Gesundheitsstörung bekannt ist, ist es 
sinnvoll, diese einzutragen. Wenn er die genaue medizinische Bezeichnung nicht 
kennt, reicht es allerdings aus, wenn er die Auswirkungen der Gesundheitsstörung 
aufschreibt (zum Beispiel Kopfschmerzen, Rückenschmerzen, Bewegungsstörungen 
des rechten Arms).

Der Antragsteller sollte daran denken, dass er seine Angaben möglichst vollständig 
macht; sonst kann es passieren, dass wesentliche Beeinträchtigungen beim 
Feststellungsverfahren „vergessen“ werden. Er erschwert die Bearbeitung, wenn er 
hier überhaupt keine Eintragung vornimmt, und er hat nicht die Gewähr dafür, dass 
auch wirklich jede Gesundheitsstörung berücksichtigt wird.

Dem Menschen mit Behinderung bleibt nach einer Entscheidung des Bundessozial
gerichts allerdings selbst überlassen, welche Beeinträchtigungen bei der Prüfung der 
Schwerbehinderteneigenschaft berücksichtigt werden sollen. Im Schwerbehinderten-
recht gibt es nach diesem Urteil nicht den Grundsatz „alles oder nichts“. Der Mensch 
mit Behinderung kann danach selbst entscheiden, welche Beeinträchtigungen 
berücksichtigt werden sollen und welche nicht. Die nach seinem Willen nicht zu 
berücksichtigenden Beeinträchtigungen bleiben im Verfahren und auch bei der Feststel-
lung des Gesamt-GdB und der Merkzeichen für die Nachteilsausgleiche außer Betracht. 

Alterserscheinungen

Vollständigkeit

Entscheidung über 
zu berücksichtigende 

Beeinträchtigungen
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(Das Bundessozialgericht entsprach damit in letzter Instanz der Klage einer Frau, die sich 
dagegen wandte, dass ihr vom Versorgungsamt für die Eigenschaft als schwerbehinder-
ter Mensch außer anderweitiger Funktionsbeeinträchtigungen auch eine zunehmende 
Geisteskrankheit bescheinigt wurde. – Urteil vom 26. Februar 1986 – 9 a RVs 4/83)

Falls der Mensch mit Behinderung nicht ausdrücklich die Beschränkung auf einzelne 
Beeinträchtigungen beantragt, hat die zuständige Stelle im Feststellungsverfahren 
alle geltend gemachten Gesundheitsstörungen zu berücksichtigen.

Wenn der Antragsteller ärztliche Unterlagen über seine geltend gemachten 
Gesundheitsstörungen besitzt, die nicht älter als zwei Jahre sind (zum Beispiel 
Befundberichte, ärztliche Gutachten, Kurschlussgutachten, Pflegegutachten,  
EKG-, Labor- und Röntgenbefunde, aber auch Bescheide anderer Leistungsträger), 
ist es ratsam, diese Unterlagen möglichst in Kopie dem Antrag beizufügen.

Die Bearbeitungszeit wird umso mehr verkürzt, je eindeutigere ärztliche Unterlagen 
vorgelegt werden können. Die ärztlichen Bescheinigungen sollten nur dann eine 
Angabe über den Grad der Behinderung enthalten, wenn der Arzt gleichzeitig auf 
die entsprechende Randnummer der Anlage zu § 2 der Versorgungsmedizin-
Verordnung vom 10. Dezember 2008 Anlage „Versorgungsmedizinische Grund-
sätze“ (siehe Anlage C) hinweist. Dafür ist es aber wichtig, dass das Krankheitsbild 
und die dadurch entstehenden Funktionsbeeinträchtigungen möglichst genau 
beschrieben werden (Beispiel: nicht: „totaler Haarausfall“, sondern: „psychische 
Behinderung nach totalem Haarausfall“).

Der Mensch mit Behinderung braucht aber nicht von sich aus ärztliche Bescheini
gungen, Gutachten und so weiter zur Vorlage bei der zuständigen Stelle von 
den behandelnden Ärzten zu verlangen. Diese Unterlagen müsste er dann selbst 
bezahlen, während die ärztlichen Antworten auf Anfragen der zuständigen Stelle 
für ihn kostenfrei sind.

Im Regelfall wird der Antrag auf Feststellung der Eigenschaft als schwerbehinderter 
Mensch nicht an dem Tage gestellt, an dem die Behinderung tatsächlich eintritt, 
sondern erst einige Zeit später. Nicht nur für statistische Zwecke ist es deshalb 
wichtig, dass die Frage, seit wann die Behinderung besteht, beantwortet wird; 
die Anerkennung der Eigenschaft als (schwer-)behinderter Mensch kann auch 
rückwirkend beantragt werden (siehe „Zu Randnummer 13 “).

Zu Randnummer 9 :

Hier sind die Namen und Anschriften der behandelnden Ärzte anzugeben, die die 
im Antragsvordruck unter Ziffer 5 genannten Gesundheitsstörungen in den letzten 
zwei Jahren behandelt haben.

Die Bearbeitungszeit des Antrages kann erheblich verkürzt werden, wenn der 
Antragsteller in seinen Händen befindliche Unterlagen über seine geltend 
gemachten Gesundheitsstörungen dem Antrag beifügt, bei seinem Hausarzt 
gezielt nachfragt, ob dort Befunde sämtlicher von ihm im Antragsvordruck 
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angegebener Fachärzte vorliegen, und anschließend die gestellten Fragen 
unter Ziffer 6 gewissenhaft mit Nein oder Ja ankreuzt. Gleiches gilt auch für 
Krankenhaus- und Reha-/Kurentlassungsberichte.

Zumindest sollte aber der Antragsteller seinen Hausarzt über die Antragstellung 
unterrichten und ihn darauf aufmerksam machen, dass die zuständige Stelle 
wahrscheinlich bei ihm Auskünfte über seinen Gesundheitszustand einholen wird. 
Es ist sinnvoll, ihm eine Kopie der Anträge zu übergeben. Dabei sollte der Arzt 
darum gebeten werden, dass er in seiner Antwort dann nicht nur auf die 
Diagnose der Gesundheitsstörung eingeht, sondern möglichst genau auch die 
Auswirkungen beschreibt; denn insbesondere davon hängt ab, wie hoch der Grad 
der Behinderung (GdB) festgestellt wird. Wenn der Antragsteller sich von seinen 
Ärzten ärztliche Bescheinigungen zur Vorlage bei der zuständigen Stelle geben 
lässt, muss er diese im Regelfall selbst bezahlen (dadurch kann allerdings eventuell 
die Bearbeitungszeit verkürzt werden). Auskünfte, die die zuständige Stelle von 
Ärzten über Gesundheitsstörungen einholt, sind für den Antragsteller kostenfrei.

Zu Randnummer 10 :

Sofern der Antragsteller wegen einer Gesundheitsstörung, die er als Behinderung 
festgestellt haben möchte, in einem Krankenhaus behandelt wurde, muss er hier 
den Namen, die Abteilung/Station, die Anschrift, den Behandlungszeitraum und die 
Art der Behandlung angeben.

Die zuständige Stelle kann bei den Krankenhäusern eventuell wichtige Unterlagen 
anfordern, die zu einer schnelleren Feststellung der Eigenschaft als schwerbehin-
derter Mensch ohne zusätzliche Untersuchung führen können. Gleiches gilt, 
sofern in den letzten zwei Jahren Rehabilitationsverfahren/Kuren durchgeführt 
worden sind. Auch in diesen Fällen sollte außer der Behandlungszeit auch der 
Name und die Anschrift der Klinik, des Kostenträgers sowie dessen Aktenzeichen 
angegeben werden. Die Angaben sind dem Einberufungsbescheid zur 
Rehabilitationsmaßnahme/Kur zu entnehmen.

Falls dem Antragsteller ärztliche Berichte über Krankenhausbehandlungen und 
Klinikaufenthalte oder Behandlungen bei den angegebenen Ärzten vorliegen, sollte 
er diese in Kopie dem Antrag beifügen; dadurch kann die Bearbeitungszeit 
erheblich abgekürzt werden.

Zu Randnummer 11 :

Grundsätzlich sind Sozialdaten beim Betroffenen zu erheben.  
Die Berechtigten haben die Möglichkeit, selbst zu entscheiden, ob sie Angaben zu 
eventuell bei den Gesundheitsämtern oder sonstigen Stellen vorliegenden ärztlichen 
Unterlagen machen wollen. Auch werden hierdurch überflüssige erneute ärztliche 
Untersuchungen vermieden.

Stationäre  
Behandlung

Sozialdaten
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Zu Randnummer 12 :

Um bestimmte Rechte in Anspruch nehmen zu können (zum Beispiel Freifahrt im 
öffentlichen Personenverkehr, Ermäßigung des Rundfunkbeitrages und so weiter), 
müssen besondere Merkzeichen im Ausweis eingetragen sein. Dafür muss – wie bei 
Behinderung und Behinderungsgrad – eine „Feststellung“ vorliegen. Die zuständige 
Stelle prüft zwar in jedem Fall, ob und gegebenenfalls welche gesundheitlichen 
Merkmale zur Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen vorliegen. Dennoch sollte 
der Antragsteller überlegen, ob die im Antragsvordruck genannten gesundheitlichen 
Voraussetzungen für bestimmte Merkzeichen vorliegen könnten. Das Ankreuzen 
des Merkzeichens erleichtert die vollständige und zügige Bearbeitung des Antrages.

Im Einzelnen bedeuten

„Erheblich beeinträchtigt in der Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr“  
(gehbehindert):
Eintragung im Ausweis:  
Merkzeichen G  (siehe Seite 61).
Ein Mensch ist nach § 229 Absatz 1 SGB IX in seiner Bewegungsfähigkeit im 
Straßenverkehr erheblich beeinträchtigt, wenn er infolge einer Einschränkung 
des Gehvermögens (auch durch innere Leiden oder infolge von Anfällen oder von 
Störungen der Orientierungsfähigkeit) nicht ohne erhebliche Schwierigkeiten oder 
nicht ohne Gefahren für sich oder andere, Wegstrecken im Ortsverkehr zurück
zulegen vermag, die üblicherweise noch zu Fuß zurückgelegt werden.

Bei der Prüfung der Frage, ob diese Voraussetzungen vorliegen, kommt es nicht 
auf die konkreten örtlichen Verhältnisse des Einzelfalles an, sondern darauf, welche 
Wegstrecken allgemein – das heißt altersunabhängig von nichtbehinderten 
Menschen – noch zu Fuß zurückgelegt werden.

Nach der Rechtsprechung gilt als ortsübliche Wegstrecke in diesem Sinne eine 
Strecke von etwa zwei Kilometern bei einer Gehdauer von etwa einer halben 
Stunde.

Eine erhebliche Beeinträchtigung der Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr liegt 
zum Beispiel bei Einschränkungen des Gehvermögens vor, die
•  �von den unteren Gliedmaßen und/oder von der Lendenwirbelsäule ausgehen und
•  �für sich allein mindestens einen GdB von 50 ausmachen.

Wenn diese Behinderungen der unteren Gliedmaßen sich auf die Gehfähigkeit 
besonders auswirken, zum Beispiel bei Versteifung des Hüft-, Knie- oder Fußgelenks 
in ungünstiger Stellung oder arteriellen Verschlusskrankheiten, kann eine erhebliche 
Beeinträchtigung der Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr ab einem GdB von 40 
angenommen werden. (In diesem Fall wird ein Ausweis mit dem Merkzeichen G  
selbstverständlich nur dann ausgestellt, wenn der Gesamt-GdB aufgrund 
zusätzlicher Behinderungen mindestens 50 beträgt.)
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Aber auch bei inneren Leiden kann die Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr 
erheblich beeinträchtigt sein (zum Beispiel bei schweren Herzschäden, dauernder 
Einschränkung der Lungenfunktion, hirnorganischen Anfällen, Zuckerkranken, 
die unter häufigen Schocks leiden).

Die Voraussetzung kann auch erfüllt sein, wenn die Orientierungsfähigkeit des 
behinderten Menschen erheblich gestört ist (zum Beispiel bei Sehbehinderten ab 
einem GdB von 70, bei Sehbehinderungen, die einen GdB von 50 oder 60 bedin-
gen, nur in Kombination mit erheblichen Störungen der Ausgleichsfunktion – zum 
Beispiel hochgradige Schwerhörigkeit beiderseits, geistige Behinderung –).

„Außergewöhnlich gehbehindert“:
Eintragung im Ausweis:  
Merkzeichen aG  (siehe Seite 62).
Als schwerbehinderte Menschen mit außergewöhnlicher Gehbehinderung sind 
solche Personen anzusehen, die sich dauernd nur mit fremder Hilfe oder nur mit 
großer Anstrengung außerhalb ihres Kraftfahrzeuges bewegen können. Die 
erhebliche mobilitätsbezogene Teilhabebeeinträchtigung, die die Gehfähigkeit in 
diesem Ausmaß einschränkt, muss einen GdB von mindestens 80 bedingen.

Das Merkzeichen aG  ist nur zuzuerkennen, wenn wegen außergewöhnlicher 
Behinderung beim Gehen die Fortbewegung auf das Schwerste eingeschränkt ist; 
die Beeinträchtigung des Orientierungsvermögens allein reicht nicht aus.

Hierzu zählen zum Beispiel:
•  �Querschnittsgelähmte,
•  �Doppel-Oberschenkelamputierte ohne Möglichkeit der prothetischen oder 

orthetischen Versorgung
•  �Menschen, die an schwerster Einschränkung der Herzleistungsfähigkeit oder der 

Lungenfunktion leiden,
•  �Menschen, deren Gehfähigkeit aufgrund anderer Leiden (zum Beispiel Multiple 

Sklerose, Parkinsonerkrankung et cetera) ebenso stark eingeschränkt ist

Die zuständige Stelle erkennt das Merkzeichen aG  nur dem Antragsteller zu, 
der die oben genannten Voraussetzungen erfüllt. Es reicht zum Beispiel nicht aus,
•  �wenn der Antragsteller wegen der Teilentfernung des Darmes an Stuhlinkonti-

nenz leidet und seine Fortbewegungsfähigkeit erheblich dadurch eingeschränkt 
ist, weil er innerhalb kürzester Zeit auf eine Toilette angewiesen ist,

•  �wenn der Antragsteller an einer erheblichen Versteifung des Hüftgelenks 
und deform verheiltem Bruch des Oberschenkels leidet, sodass er deshalb auf 
öffentlichen Parkplätzen mit üblichen Abmessungen seine Pkw-Tür nicht 
vollständig öffnen kann.

•  �wenn Antragsteller wegen eines Anfallsleidens oder wegen Störungen der 
Orientierungsfähigkeit nur unter Aufsicht gehen können, aber nicht auf einen 
Rollstuhl angewiesen sind.

Gestörte Orientie­
rungsfähigkeit

Außergewöhnliche 
Einschränkung des 

Gehvermögens

Voraussetzungen

Negative Beispiele



Behinderung und Ausweis    31

„Berechtigung zur Mitnahme einer Begleitperson“:
Eintragung im Ausweis:  
Merkzeichen B  (siehe Seite 61).
•  �erfolgt allerdings nur, wenn zudem die Voraussetzungen für die Merkzeichen 

G , Gl oder H  vorliegen.

�Die Berechtigung zur Mitnahme einer Begleitperson ist bei schwerbehinderten 
Menschen erforderlich, die
•  �infolge ihrer Behinderung bei der Benutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln 

regelmäßig auf fremde Hilfe angewiesen sind, das heißt, beim Ein- und 
Aussteigen oder während der Fahrt des Verkehrsmittels regelmäßig fremde Hilfe 
benötigen. Die Feststellung bedeutet nicht, dass die schwerbehinderte Person, 
wenn sie nicht in Begleitung ist, eine Gefahr für sich oder andere darstellt.

•  �Hilfen zum Ausgleich von Orientierungsstörungen (zum Beispiel bei Seh
behinderung, geistiger Behinderung) in Anspruch nehmen.

Die Berechtigung zur Mitnahme einer Begleitperson wird stets angenommen bei
•  �Querschnittsgelähmten
•  �Ohnhändern
•  �Blinden und
•  �erheblich sehbehinderten, hochgradig hörbehinderten, geistig behinderten 

Menschen und Anfallskranken, bei denen eine erhebliche Beeinträchtigung der 
Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr anzunehmen ist (siehe Seite 29).

Die Berechtigung zur Mitnahme einer Begleitperson liegt oft auch vor, wenn eine 
außergewöhnliche Gehbehinderung oder Hilflosigkeit (bei Erwachsenen) anzunehmen 
ist.

Anmerkung

Die gesetzliche Klarstellung zum Merkzeichen B  ist durch Artikel 6 und 7 des 
Gesetzes zur Änderung des Betriebsrentengesetzes und anderer Vorschriften vom 
2. Dezember 2006 (Bundesgesetzblatt I Seite 2742 und folgende) mit Wirkung ab 
12. Dezember 2006 in Kraft getreten.

Die Gesetzesbegründung lautet: Es sind in den letzten Monaten Versuche bekannt 
geworden, in Bereichen außerhalb des Personenförderungsrechts Rechtsfolgen aus 
dem Merkzeichen B  abzuleiten, die sich zum Nachteil der behinderten Personen 
auswirken. Ursache hierfür ist die veraltete Terminologie des Gesetzes, die von 
„Gefahr für sich und andere“ sowie von der „Notwendigkeit ständiger Begleitung“ 
spricht. Das Amtsgericht Flensburg (Urteil vom 31. Oktober 2003, 67 C 28/03, 
bestätigt durch Beschluss des Landgerichts Flensburg vom 4. Mai 2004, 7 S 189/03) 
hat den Träger eines Wohnhauses für Menschen mit geistiger Behinderung zu 
Schadenersatz verurteilt, nachdem eine Bewohnerin, die alleine unterwegs war, im 
Straßenverkehr einen Unfall mitverursacht hatte. Das Gericht begründete die 
Haftung zwar nicht unmittelbar aus dem Merkzeichen  B , entwickelte aus der 
Tatsache des Merkzeichens jedoch eine Beweislastumkehr, die im Ergebnis dazu 
führte, dass an die Beweisführung deutlich erhöhte Anforderungen gestellt wurden.

Voraussetzung

Personenkreis

Rechtsprechung
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Außerdem gibt es viele öffentliche oder dem allgemeinen Verkehr zugängliche 
Einrichtungen (zum Beispiel Schwimmbäder), deren Nutzungsbedingungen die 
(an sich sinnvolle) Regelung enthalten, dass Personen, die eine Gefahr für sich oder 
andere darstellen, der Zutritt verweigert oder nur in Begleitung gestattet werden 
kann. Bei der Auslegung solcher Regelungen (auch in Form von schriftlichen 
Empfehlungen an das Personal) kann das Merkzeichen B  als Indiz angesehen 
werden, dass die betreffende Person unter die genannte Regelung fällt. Auch hier 
entsteht die Verbindung durch die missverständliche Formulierung des Gesetzes.

Durch die Änderung der Formulierung im SGB IX wird dafür gesorgt, dass das 
Merkzeichen B   nicht als pauschaler Anknüpfungspunkt für den Ausschluss 
behinderter Menschen von bestimmten Angeboten dienen kann. Bei der Änderung 
handelt es sich lediglich um eine Klarstellung des vom Gesetzgeber Gemeinten. Eine 
Ausweitung oder Einengung des berechtigten Personenkreises erfolgt damit nicht.

„Blind“ oder „Wesentlich sehbehindert“:
Eintragung im Ausweis:
Merkzeichen RF  (siehe Seite 59).
Wesentlich ist eine Sehbehinderung, wenn sie für sich allein einen GdB von 
wenigstens 60 ausmacht.

„Gehörlos“ oder „Gehindert, sich trotz Hörhilfe ausreichend zu verständigen“:
Eintragung im Ausweis:
Merkzeichen RF  (siehe Seite 62).
Dazu zählen die gehörlosen Menschen und diejenigen Menschen, die an beiden 
Ohren mindestens eine hochgradige kombinierte Schwerhörigkeit oder hochgradige 
Innenohrschwerhörigkeit mit einem GdB von mindestens 50 allein aufgrund der 
Hörbehinderung haben.

Eine reine Schallleitungsschwerhörigkeit ermöglicht im Allgemeinen bei Benutzung 
von Hörhilfen eine ausreichende Verständigung, sodass hierbei die gesundheitlichen 
Voraussetzungen im Allgemeinen nicht erfüllt sind.

„Ständig gehindert, an öffentlichen Veranstaltungen jeder Art teilzunehmen“:
Eintragung im Ausweis:  
Merkzeichen RF  (siehe Seite 59).
Hier wird vorausgesetzt, dass die Behinderung mindestens einen GdB von 80 
ausmacht. Die Voraussetzungen sind gegeben bei Menschen mit Behinderung
•  �mit schweren Bewegungsstörungen – auch durch innere Leiden (schwere 

Herzleistungsschwäche, schwere Lungenfunktionsstörung) –, die deshalb auf 
Dauer selbst mit Hilfe von Begleitpersonen oder mit technischen Hilfsmitteln 
(zum Beispiel Rollstuhl) öffentliche Veranstaltungen in ihnen zumutbarer Weise 
nicht besuchen können;

•  �die durch ihre Behinderung auf ihre Umgebung unzumutbar abstoßend und 
störend wirken (zum Beispiel durch Entstellung, Geruchsbelästigung bei nicht 
funktionsfähigem künstlichen Darmausgang, häufige hirnorganische Anfälle, 

Nachteilsausgleich

Sehbehinderung

Hörbehinderung

Teilnahme an 
öffentlichen 

Veranstaltungen
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grobe unwillkürliche Kopf- und Gliedmaßenbewegungen bei Spastikern, laute 
Atemgeräusche wie etwa bei Asthmaanfällen und Kanülenträgern, ständig 
wiederkehrende akute Hustenanfälle mit Auswurf bei Kehlkopflosen);

•  �mit – nicht nur vorübergehend – ansteckungsfähiger Lungentuberkulose;
•  �geistig oder seelisch, bei denen befürchtet werden muss, dass sie beim Besuch 

öffentlicher Veranstaltungen durch motorische Unruhe, lautes Sprechen oder 
aggressives Verhalten stören.

Die Menschen mit Behinderung müssen allgemein von öffentlichen Zusammen-
künften ausgeschlossen sein. Es genügt nicht, dass sich die Teilnahme an einzelnen, 
nur gelegentlich stattfindenden Veranstaltungen – bestimmter Art – verbietet. 
Menschen mit Behinderung, die noch in nennenswertem Umfang an öffentlichen 
Veranstaltungen teilnehmen können, erfüllen die Voraussetzungen nicht. Die 
Berufstätigkeit eines Menschen mit Behinderung ist in der Regel ein Indiz dafür, 
dass öffentliche Veranstaltungen – zumindest gelegentlich – besucht werden 
können, es sei denn, dass eine der vorgenannten Beeinträchtigungen vorliegt, die 
bei Menschenansammlungen zu unzumutbaren Belastungen für die Umgebung 
oder für den Betroffenen führt.

Die zuständige Stelle erkennt das Merkzeichen RF  nur dem Antragsteller zu, 
der die genannten Voraussetzungen erfüllt. Es reicht zum Beispiel nicht aus, wenn 
der Antragsteller an einer zu unkontrolliertem Harnabgang führenden Blasen
entleerungsstörung leidet. Das mögliche Benutzen von Einmalwindeln beziehungs-
weise Windelhosen verletzt nicht die Menschenwürde im Sinne von Artikel 1 
Grundgesetz.

„Taubblind“
Eintragung im Ausweis:  
Merkzeichen TBl  (siehe Seite 60).
Das Merkzeichen TBl  erhält ein schwerbehinderter  Mensch, der wegen einer 
Störung der Hörfunktion mindestens einen Grad der Behinderung von 70 und 
wegen einer Störung des Sehvermögens einen Grad der Behinderung von 100 hat.

Mit Verkündung des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) ist mit Wirkung vom 
30. Dezember 2016 bei Vorliegen der gesundheitlichen Voraussetzungen das 
Merkzeichen TBl  festzustellen und im Schwerbehindertenausweis einzutragen. 
Die Feststellung des Merkzeichens TBl  kann demnach frühestens mit Wirkung 
vom 30. Dezember 2016 erfolgen. Mit dem Merkzeichen TBl  sind außer der 
Befreiung vom Rundfunkbeitrag keine konkreten Nachteilsausgleiche verbunden.

Das Merkzeichen TBl  umfasst nicht automatisch die Nachteilsausgleiche für blinde 
und gehörlose Menschen wie zum Beispiel Landesblindengeld, 
Landesgehörlosengeld oder steuerliche Nachteilsausgleiche. Daher werden die 
Merkzeichen Bl  und Gl  bei Vorliegen der jeweiligen Voraussetzungen zusätzlich 
im Schwerbehindertenausweis eingetragen.“

Ausschluss von 
öffentlichen 
Zusammenkünften
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„Hilflos“
Eintragung im Ausweis:  
Merkzeichen H  (siehe Seite 62).
Als hilflos ist ein Mensch anzusehen, der infolge seiner Behinderung nicht nur 
vorübergehend (also mehr als sechs Monate) für eine Reihe von häufig und 
regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen zur Sicherung seiner persönlichen 
Existenz im Ablauf eines jeden Tages fremder Hilfe dauernd bedarf.

Häufig und regelmäßig wiederkehrende Verrichtungen zur Sicherung der 
persönlichen Existenz im Ablauf eines jeden Tages sind insbesondere An- und 
Auskleiden, Nahrungsaufnahme, Körperpflege, Verrichten der Notdurft. Außerdem 
sind notwendige körperliche Bewegung, geistige Anregung und Möglichkeiten zur 
Kommunikation zu berücksichtigen.

Der Umfang der notwendigen Hilfe bei den häufig und regelmäßig wiederkehren-
den Verrichtungen muss erheblich sein. Dies ist dann der Fall, wenn die Hilfe 
dauernd für zahlreiche Verrichtungen, die häufig und regelmäßig wiederkehren, 
benötigt wird. Einzelne Verrichtungen, selbst wenn sie lebensnotwendig sind und 
im täglichen Lebensablauf wiederholt vorgenommen werden, genügen nicht (zum 
Beispiel Hilfe beim Anziehen einzelner Bekleidungsstücke, notwendige Begleitung 
bei Reisen und Spaziergängen, Hilfe im Straßenverkehr, einfache Wund- oder 
Heilbehandlung, Hilfe bei Heimdialyse ohne Notwendigkeit weiterer Hilfeleistung). 
Verrichtungen, die mit der Pflege der Person nicht unmittelbar zusammenhängen 
(zum Beispiel im Bereich der hauswirtschaftlichen Versorgung), müssen außer 
Betracht bleiben.

Ob ein Zustand der Hilflosigkeit besteht, ist damit eine Frage des Tatbestandes, die 
nicht allein nach dem medizinischen Befund beurteilt werden kann; diese Frage ist 
vielmehr unter Berücksichtigung aller in Betracht kommenden Umstände des 
einzelnen Falles zu entscheiden, wobei auch von Bedeutung sein kann, welche 
Belastungen dem Behinderten nach Art und Ausdehnung seiner Behinderung 
zugemutet werden dürfen.

Bei einer Reihe schwerer Beeinträchtigungen, die aufgrund ihrer Art und besonde-
ren Auswirkung regelhaft Hilfeleistungen in erheblichem Umfang erfordern, kann 
im Allgemeinen ohne nähere Prüfung Hilflosigkeit angenommen werden. Dies gilt 
stets bei
•  �Blindheit und hochgradiger Sehbehinderung.  

Hochgradig in seiner Sehfähigkeit behindert ist ein Mensch, dessen Sehschärfe 
auf keinem Auge und auch nicht bei beidäugiger Prüfung mehr als 1/20 beträgt 
oder wenn andere hinsichtlich des Schweregrades gleichzuachtende Störungen 
der Sehfunktion vorliegen. Dies ist der Fall, wenn die Einschränkung des Sehver-
mögens einen GdB von 100 bedingt und noch nicht Blindheit vorliegt.

•  �Querschnittslähmung und anderen Beeinträchtigungen, die auf Dauer und 
ständig – auch innerhalb des Wohnraums – die Nutzung eines Rollstuhls erfor-
dern,

in der Regel auch bei
•  �Hirnschäden, Anfallsleiden, geistiger Behinderungen und Psychosen, wenn diese 

Behinderungen jeweils allein einen GdB von 100 bedingen,
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Hilfeumfang

Personenkreis
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•  �Verlust von zwei oder mehr Gliedmaßen; Ausnahme: Bei Unterschenkelamputa-
tion, beiderseits wird im Einzelfall geprüft, ob Hilflosigkeit gegeben ist (als Verlust 
einer Gliedmaße gilt der Verlust mindestens der ganzen Hand oder des ganzen 
Fußes).

Führt eine Behinderung zu dauerndem Krankenlager, so sind stets die Voraus
setzungen für die Annahme von Hilflosigkeit erfüllt. Dauerndes Krankenlager setzt 
nicht voraus, dass der Mensch mit Behinderung das Bett überhaupt nicht verlassen 
kann.

Bei Kindern ist stets nur der Teil der Hilfsbedürftigkeit zu berücksichtigen, der wegen 
der Behinderung den Umfang der Hilfsbedürftigkeit eines gesunden gleichaltrigen 
Kindes überschreitet.

Die Feststellungen der Pflegekassen über das Vorliegen von Pflegebedürftigkeit nach 
dem Pflegeversicherungsgesetz führen nicht automatisch zur Feststellung von „Hilf-
losigkeit“. Nach dem Rundschreiben des BMA vom 16. Juli 1997 – VI 5-55463-3/1 
(55492) bestehen jedoch bei sachgerechter Feststellung von Schwerstpflegebedürf-
tigkeit – Pflegebedürftigkeit der Stufe III – nach § 15 SGB XI oder entsprechender 
Vorschriften keine Bedenken, auch die gesundheitlichen Voraussetzungen für die 
Annahme von Hilflosigkeit im Sinne von § 33 b EStG zu bejahen. Für die Fälle, in 
denen nach den genannten Vorschriften eine geringere Stufe der Pflegebedürftig-
keit festgestellt worden ist, ist weiterhin eine eigenständige Prüfung von Hilflosig-
keit erforderlich.

Durch das zweite Pflegestärkungsgesetz (PSG II) wurden zum 1. Januar 2017 
die bisherigen Pflegestufen I-III durch 5 Pflegegrade ersetzt. Die Überleitung von 
den bisherigen Pflegestufen in Pflegegrade erfolgt automatisch ohne erneute 
Begutachtung. Eine Schlechterstellung durch Neubegutachtung übergeleiteter 
Pflegebedürftiger wird ausgeschlossen. Einzige Ausnahme: Es liegt keine 
Pflegebedürftigkeit mehr vor.

Bei der Beurteilung der gesundheitlichen Voraussetzungen von „Hilflosigkeit“ hat 
die AG der versorgungsmedizinisch tätigen Leitenden Ärzte der Länder und der 
Bundeswehr am 13. Dezember 2016 mit Wirkung ab 1. Januar 2017 folgende 
Verfahrensweise empfohlen:
Grundsätzlich ist zu beachten, dass vor der Beurteilung der Voraussetzungen für 
die Feststellung des Merkzeichens H  zunächst immer Plausibilität und Übertrag-
barkeit des Pflegegutachtens versorgungsärztlich zu prüfen sind. Außerdem muss 
berücksichtigt werden, dass die ICF und auch die Versorgungsmedizin-Verordnung 
(VersMedV) im Gegensatz zum Pflegestärkungsgesetz II eine Gewichtung einzelner 
Bereiche nicht vorsehen. Es sind für die Feststellung die Bereiche zu prüfen, die auch 
bisher für die Annahme der Hilflosigkeit ausschlaggebend waren: Hilflos sind nach 
VersMedV diejenigen, die infolge von Gesundheitsstörungen nicht nur vorüber
gehend für eine Reihe von häufig und regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen 
zur Sicherung ihrer persönlichen Existenz im Ablauf eines jeden Tages fremder Hilfe 
dauernd bedürfen.

Pflegebedürftigkeit 
Stufe III

Pflegegrade

Prüfung gesund­
heitliche Voraus­
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Beurteilung nach dem alten System

Bei diesen „Überleitungsfällen“ liegt noch das alte Pflege-Gutachten vor.

Beurteilung nach dem neuen System

Bei Pflegegrad 1 und 2 sind in der Regel die Kriterien für das Merkzeichen H  
nicht erfüllt.

Bei einem Pflegegrad 3 ist eine sorgfältige Prüfung im Einzelfall erforderlich. Eine 
Hilflosigkeit kann festgestellt werden, wenn insbesondere die Prüfung der Module 1 
(Mobilität), 2 (Kommunikation), 4 (Selbstversorgung) und 6 (Gestaltung des Alltags-
lebens, vergleichbar geistiger Anregung) ergibt, dass hier ein besonders hoher Hilfe-
bedarf besteht beziehungsweise eine ständige Bereitschaft zur Hilfe notwendig ist.

Bei Pflegegrad 4 und 5 kann in der Regel davon ausgegangen werden, dass die 
Kriterien für das Merkzeichen H   erfüllt sind.

Hinweis:
Bei Kindern bis 18 Monaten wird der Pflegegrad im SGB XI automatisch um einen 
Grad erhöht, um ständige Nachuntersuchungen zu vermeiden! Generell gelten 
nach der Versorgungsmedizin-Verordnung (VersMedV) wie bisher die bekannten 
speziellen Regelungen für die Feststellung einer Hilflosigkeit im Kindes- und Jugend-
alter.

Nach einem Erlass des Bundesministeriums für Finanzen (BMF) vom 19.8.2016 zu 
§ 65 Absatz 2 Satz 2 EStDV steht eine Hilflosigkeit zur Anerkennung des entspre-
chenden Pauschbetrags für die Einkommensteuer einem Pflegegrad 4 und 5 gleich.

Das bedeutet unter Berücksichtigung der grundsätzlichen Anmerkungen (siehe  
Seite 34) aber nicht, dass generell auch eine Hilflosigkeit im Sinne der VersMedV 
vorliegt.

„Bei Reisen mit der Deutschen Bahn AG erfordern die Schädigungsfolgen 
im Sinne des Bundesversorgungsgesetzes/Bundesentschädigungsgesetzes 
die Unterbringung in der 1. Wagenklasse“:
Eintragung im Ausweis:  
Merkzeichen 1. Kl.  (siehe Seite 60).
Die Voraussetzungen für die Benutzung der ersten Wagenklasse mit dem Fahr
ausweis der zweiten Wagenklasse erfüllen ausschließlich Schwerkriegsbeschädigte 
und Verfolgte im Sinne des Bundesentschädigungsgesetzes (BEG) mit einer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) beziehungsweise Grad der Schädigungs
folgen (GdS) um wenigstens 70 vom Hundert, wenn der auf den erkannten 
Schädigungsfolgen beruhende körperliche Zustand bei Eisenbahnfahrten ständig die 
Unterbringung in der ersten Wagenklasse erfordert. Bei schwerkriegsbeschädigten 
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Empfängern der drei höchsten Pflegezulagestufen sowie bei Kriegsblinden, 
kriegsbeschädigten Ohnhändern und kriegsbeschädigten Querschnittsgelähmten 
wird das Vorliegen der Voraussetzungen unterstellt.

„Blind“:
Eintragung im Ausweis:  
Merkzeichen Bl  (siehe Seite 62).
Blind sind Personen, denen das Augenlicht vollständig fehlt. Als blind ist auch ein 
Mensch anzusehen, dessen Sehschärfe auf dem besseren Auge nicht mehr als 1/50 
beträgt oder bei dem eine dem Schweregrad dieser Sehschärfe gleichzuachtende, 
nicht nur vorübergehende Störung des Sehvermögens vorliegt.

Blindheit liegt auch bei einem nachgewiesenen vollständigen Ausfall der Sehrinde 
(Rindenblindheit) vor, nicht aber bei einer visuellen Agnosie oder anderen 
gnostischen Störungen. Das Bundessozialgericht (BSG) hat mit Urteil vom  
24. Oktober 2019 (B 9 SB 1/18 R) diese Definition des Blindheitsbegriffs nach dem 
Schwerbehindertenrecht nochmals bestätigt.

Mit Urteil vom 27. Februar 1992 – 5 C 48.88 – hat das Bundesverwaltungsgericht 
entschieden, dass Entscheidungen der Versorgungsämter nach § 152 Absätze 1 und 
4 SGB IX (ehemals § 4 Absätze 1 und 4 Schwerbehindertengesetz) Statusentschei-
dungen sind bezogen auf die Prüfung inhaltsgleicher Tatbestandsvoraussetzungen 
für in anderen Gesetzen geregelte Vergünstigungen beziehungsweise Nachteils
ausgleiche.

Nach dieser Entscheidung sind die Landschaftsverbände, die nach dem Gesetz 
über die Hilfen für Blinde und Gehörlose unter anderem für die Gewährung von 
Blindengeld zuständig sind, an die Feststellung der Kreise und kreisfreien Städte 
in NRW zum Merkzeichen Bl  gebunden.

Dies gilt uneingeschränkt jedoch nur, wenn die Kreise/ kreisfreien Städte die 
gesundheitlichen Voraussetzungen für das Merkzeichen Bl   bejaht haben.

Nach dem Schwerbehindertenrecht wird der Blindheitsbegriff auf Sehstörungen des 
Sehapparates beschränkt. Nach der Vorschrift des Gesetzes über die Hilfen für 
Blinde und Gehörlose (GHGB) NRW kann Blindheit nicht nur bei einer Störung des 
Sehapparates vorliegen, sondern auch aufgrund einer visuellen Agnosie oder ande-
ren gnostischen Störungen.

Somit können bei einer ablehnenden Entscheidung zum Merkzeichen „Bl“ nach 
dem Schwerbehindertenrecht dagegen nach dem GHGB NRW dennoch die Voraus-
setzungen für die Gewährung eines Blindengeldes vorliegen. Eine ablehnende bzw. 
fehlende Statusentscheidung nach dem Schwerbehindertenrecht hinsichtlich des 
Merkzeichens Bl  entbindet die Landschaftsverbände somit nicht von einer eigen-
ständigen Entscheidung.

Voraussetzung
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„Gehörlos“:
Eintragung im Ausweis:  
Merkzeichen Gl  (siehe Seite 62).
Gehörlos sind hörbehinderte Menschen, bei denen Taubheit beiderseits vorliegt, 
sowie hörbehinderte Menschen mit einer an Taubheit grenzenden Schwerhörigkeit 
beiderseits, wenn daneben schwere Sprachstörungen (schwer verständliche 
Lautsprache, geringer Wortschatz) vorliegen. Das sind in der Regel hörbehinderte 
Menschen, bei denen die an Taubheit grenzende Schwerhörigkeit angeboren oder 
in der Kindheit erworben worden ist.

Zu Randnummer 13 :

•  �Hier können Eintragungen vorgenommen werden, wenn die Behinderung schon vor 
der Antragstellung vorgelegen hat und ein besonderes Interesse an einer Anerken-
nung vor Antragstellung glaubhaft gemacht wird.

•  �Bei der Inanspruchnahme mancher Rechte oder Nachteilsausgleiche (vergleiche 
Broschüre „Leistungen zur Teilhabe am Arbeits- und Berufsleben“ und „Nachteils-
ausgleiche für (schwer-)behinderte Menschen“) kommt es darauf an, ab wann die 
Eigenschaft als (schwer-)behinderter Mensch, Grad der Behinderung oder gesund-
heitliche Merkmale nachgewiesen sind. Das gilt zum Beispiel für den Zusatzurlaub 
und auch für die Inanspruchnahme von Steuerermäßigungen. (Manche Steuerer-
mäßigungen können rückwirkend für ein ganzes Jahr in Anspruch genommen 
werden, wenn die Schwerbehinderteneigenschaft nur für einen Kalendertag im 
Jahr festgestellt wurde). Da viele behinderte Menschen die Anerkennung der 
Schwerbehinderteneigenschaft nicht am gleichen Tag beantragen, an dem auch 
die Behinderung eingetreten ist (zum Beispiel bei Unfällen und beginnenden 
Erkrankungen), kann angeben werden: „Ich bitte um rückwirkende Feststellung 
der Schwerbehinderteneigenschaft ab Monat/Jahr.“ Sie tragen als Datum dann 
den Zeitpunkt ein, von dem sie meinen, dass dann ihre Behinderung eingetreten 
ist oder von dem an sie einen bestimmten Nachteilsausgleich in Anspruch neh-
men wollen.

•  �Wenn die Behinderung bereits in einem Bescheid oder einer Entscheidung 
festgestellt worden ist (vergleiche Randnummer 7 ) und der Antragsteller 
dennoch auf eine anderweitige Feststellung durch die zuständige Stelle Wert legt, 
die von der Feststellung im Rentenbescheid und so weiter natürlich abweichen 
kann, so sollte er das besonders angeben.

•  �Wenn dem Antragsteller die Kündigung des Arbeitsverhältnisses droht und er den 
Kündigungsschutz nach dem SGB IX in Anspruch nehmen will, sollte er hier darauf 
hinweisen (eventuell auf einem besonderen Blatt).

Voraussetzung
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•  �Nach dem „Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens“ ist zukünftig 
(Zeitpunkt noch offen) vorgesehen, dass die für das Feststellungsverfahren nach 
dem Schwerbehindertenrecht zuständigen Behörden die entsprechenden Daten 
für die Inanspruchnahme des Behinderten-Pauschbetrages ausschließlich elektro-
nisch an die zuständigen Finanzbehörden übermitteln. Hierzu ist es zwingend 
erforderlich, dass der Antragsteller im Antragsvordruck seine persönliche Steuer-
Identifikationsnummer angibt und sich mit der Übermittlung dieser Daten an 
seine zuständige Finanzbehörde einverstanden erklärt (siehe Seite 5 des Antrags
vordruckes)

•  �Nach dem Behinderten-Pauschbetragsgesetz vom 9.Dezember 2020 werden ab 
dem Steuerjahr 2021 die bisherigen steuerlichen Pauschbeträge verdoppelt. 
Zudem wird bereits ab einem GdB von 20 ein Pauschbetrag gewährt.  
Bei einem GdB von 30 und 40 entfallen die bislang erforderlichen zusätzlichen 
Voraussetzungen einer dauernden Einbuße der körperlichen Beweglichkeit bezie-
hungsweise einer Berufskrankheit für die Inanspruchnahme eines Pauschbetrages.  
Demnach können alle behinderten Menschen ab einem GdB von 20 – ohne 
weiteren Nachweis – bei Ihrer Steuerveranlagung ab dem Steuerjahr 2021 einen 
Pauschbetrag geltend machen.  
Die bisher ausgestellten Bescheinigungen behalten ihre Gültigkeit.  
Ab einem GdB von 50 genügt die Vorlage eines Schwerbehindertenausweises

Zu Randnummer 14 :

Damit die zuständige Stelle die Behinderung überhaupt feststellen kann, ist es 
erforderlich, dass die angegebenen Ärzte, Krankenanstalten und Behörden von der 
Schweigepflicht entbunden werden. Dem Antrag muss dann gegebenenfalls auch 
noch ein Lichtbild beigefügt werden. Sie können sich mit der dauerhaften Speiche-
rung des Lichtbildes zur Ausweisausstellung und der Übermittlung der Daten für die 
Inanspruchnahme des Behindertenpauschbetrages an das zuständige Finanzamt 
einverstanden erklären. Auf keinen Fall darf die persönliche Unterschrift oder die 
Unterschrift des gesetzlichen Vertreters (bei Minderjährigen die Unterschrift beider 
Elternteile) vergessen werden.

Entbindung von der 
Schweigepflicht
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Merksätze für das Feststellungsverfahren:

•  �Immer nur vollständig ausgefüllte Anträge stellen, sämtliche 
Gesundheitsstörungen, die geltend gemacht werden sollen, benennen.

•  ��Einzelne Gesundheitsstörungen nummerieren, damit geprüft werden kann, 
ob alle Angaben im Bescheid berücksichtigt wurden!

•  �Antrag kopieren (für die eigene Akte und zum Gespräch mit den im Antrag 
genannten Ärzten)!

•  �Gegebenenfalls Arbeitgeber über die Antragstellung  
informieren (zum Beispiel zur Sicherung des Anspruchs auf Zusatzurlaub)!

Hinweis:
Die Zugehörigkeit zu Sondergruppen der schwerbehinderten Menschen sind 
mit folgender Bezeichnung beziehungsweise mit folgendem Merkzeichen in 
den Ausweis einzutragen:
Kriegsbeschädigt  = � schwerbeschädigter und versorgungsberechtigter 

Kriegsbeschädigter mit einem GdS von wenigstens 50 
nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG)

VB = � schwerbehinderter Mensch, der in entsprechender Anwendung des 
BVG Versorgung erhält oder bei dem mehrere Versorgungstatbestände 
zusammentreffen

EB = � entschädigungsberechtigter schwerbehinderter Mensch nach dem 
Bundesentschädigungs-Gesetz (BEG)
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Feststellung der Behinderung  
und des Grades der Behinderung  
(Verfahren)

Geschäftszeichen 53S0000902� Datum: 30.11.2021  
(Bitte bei Schriftwechsel angeben)
Ihre Schwerbehindertenangelegenheit

Ihr Antrag nach dem Schwerbehindertenrecht ist bei mir am  __________ ein-
gegangen. Es wird unter dem oben genannten Geschäftszeichen/Aktenzeichen 
bearbeitet.

Um über Ihren Antrag entscheiden zu können, sind medizinische Unterlagen 
über Ihre Gesundheitsstörungen erforderlich. Diese werden von den im Antrag 
angegebenen Ärzten und weiteren Stellen von hier angefordert. Erst nach Ein-
gang dieser Unterlagen kann eine Entscheidung über Ihren Antrag getroffen 
werden. Bis zu einer Entscheidung können einige Monate vergehen, hierfür 
bitte ich um Ihr Verständnis.

Unter www.sgbix-online.nrw.de können Sie über den Online-Dienst VRONI 
den Verfahrensstand Ihres Antrages abrufen und über ELISA ein Lichtbild 
elektronisch hochladen.

Soweit Sie die Online-Dienste nutzen möchten, benötigen Sie folgende 
Angaben:

Geschäftszeichen:	 «GZ»

Benutzercode:	 «Benutzercode» (nur ELISA)

Informationen zur Europäischen Datenschutzgrundverordnung (EU-DSGVO) 
erhalten Sie auf der oben aufgeführten Internetseite sowie bei dem für Ihren 
kommunalen Aufgabenträger zuständigen Datenschutzbeauftragten. Auf 
ausdrücklichen Wunsch sende ich Ihnen das Merkblatt zur EU-DSGVO auch 
in Papierform zu.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag

Sobald der Antrag auf Feststellung einer Behinderung, des Grades der Behinderung 
und weiterer gesundheitlicher Merkmale sowie auf Ausstellung eines Ausweises bei 
der zuständigen Stelle eingegangen ist, erhält der Antragsteller von dort eine indivi-
duelle, schriftliche Eingangsbestätigung zum Beispiel mit oben aufgeführtem Text.

Eingangsbestätigung
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Mit dem Online-Dienst VRONI kann der Antragsteller den Verfahrensstand seines 
Antrages abrufen. Hierzu muss er das Geschäftszeichen, das ihm mit der Eingangs-
bestätigung mitgeteilt wurde, eingeben. Der Verfahrensstand eines Antrages ist in 
fünf Phasen unterteilt.

•  Antragseingang (Eingangsbestätigung)
•  �Sachverhaltsaufklärung (Anforderung von Befundunterlagen von Ärzten, 

Krankenhäusern et cetera)
•  �Medizinische Prüfung (Auswertung der Befundunterlagen durch den ärztlichen 

Dienst und Bewertung anhand der Versorgungsmedizin-Verordnung – VersMedV)
•  �Rechtliche Prüfung (Überprüfung auf Einhaltung der rechtlichen Vorgaben der 

VersMedV und des SGB IX)
•  �Entscheidung/ Bescheid

Über VRONI kann der Antragsteller erkennen, in welcher Phase sich sein laufendes 
Antragsverfahren befindet.

Mit dem Online-Dienst ELISA kann der Antragsteller elektronisch sein Lichtbild 
hochladen. Hierzu muss er das Geschäftszeichen und den Benutzer-Code, die ihm 
mit der Eingangsbestätigung mitgeteilt wurden, eingeben und entsprechend der 
Anweisungen sein Lichtbild hochladen.

Diese Eingangsbestätigung kann zum Beispiel dem Arbeitgeber vorgelegt werden, 
um den Zusatzurlaub geltend zu machen. Spricht der Arbeitgeber – nachdem der 
Antrag auf Feststellung der Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch gestellt 
wurde – die Kündigung aus, so sollte die zuständige Stelle sofort darüber informiert 
werden. Sie wird sich dann um beschleunigte Antragsbearbeitung bemühen.

Bevor dem Menschen mit Behinderung ein Nachweis (Ausweis) über seine 
Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch ausgestellt werden kann, müssen 
Behinderung und Grad der Behinderung (GdB) „festgestellt“ werden.

Als Behinderung gilt dabei die Auswirkung einer oder mehrerer nicht nur vorüber-
gehender Beeinträchtigungen der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft, die auf 
einem regelwidrigen körperlichen, geistigen oder seelischen Zustand beruhen. 
Regelwidrig ist der Zustand, der von dem für das Lebensalter typischen abweicht. 
Als nicht nur vorübergehend gilt ein Zeitraum von mehr als sechs Monaten.

Der Grad der Behinderung (GdB) wird nach den Auswirkungen der Beeinträchtigun-
gen in ihrer Gesamtheit unter Berücksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen 
nach Zehnergraden, abgestuft von 20 bis 100, festgestellt. Dabei werden einzelne 
Beeinträchtigungen nur berücksichtigt, wenn sie für sich allein einen GdB von min-
destens zehn ausmachen würden.

Der Begriff „GdB“ bezieht sich auf die Auswirkung einer Behinderung in allen 
Lebensbereichen und nicht nur auf Einschränkungen im allgemeinen Erwerbsleben. 
Der GdB ist ein Maß für die Auswirkungen eines Mangels an körperlichem, 
geistigem oder seelischem Vermögen. Grundsätzlich ist der GdB unabhängig vom 
ausgeübten oder angestrebten Beruf zu beurteilen. Aus der Höhe des GdB kann 

Online-Dienste 
VRONI und ELISA

Feststellung des GdB

GdB unabhängig 
vom Arbeits- und 

Berufsleben
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nicht auf das Ausmaß der beruflichen Leistungsfähigkeit geschlossen werden. Der 
Antragsteller, dem ein GdB von 100 zuerkannt wird, muss deshalb noch lange nicht 
berufs- oder erwerbsunfähig im Sinne der Rentenversicherung sein.

Sofern ein solcher GdB bei dem antragstellenden Menschen mit Behinderung nicht 
bereits in einem früher erteilten gültigen Rentenbescheid, einer Verwaltungs-  
oder Gerichtsentscheidung festgestellt worden ist (siehe „Zu Randnummer 7 “), 
erfolgt die Feststellung nach Beiziehung von
•  �Berichten von Ärzten, die den Antragsteller ambulant behandelt oder untersucht 

haben,
•  �Gutachten, die für die Träger der Sozialversicherung, für die Arbeitsverwaltung 

oder für Gerichte erstellt worden sind,
•  �Unterlagen von Krankenhäusern, Kuranstalten, speziellen Rehabilitations

einrichtungen oder anderen Kliniken,
•  �Vorgängen, die bei Gesundheitsämtern, Fachstellen Behinderte Menschen im 

Beruf, Integrationsämtern oder bei anderen ärztlichen Diensten (zum Beispiel 
vertrauensärztlichen, personal- oder betriebsärztlichen Diensten) entstanden sind.

Falls der Antragsteller solche Unterlagen nicht bereits mit dem Antrag eingereicht 
hat und ohne solche Unterlagen eine abschließende Feststellung der Behinderung 
nicht möglich ist, werden ärztliche Auskünfte und Unterlagen angefordert 
(Muster siehe Seite 44).

Die zuständige Stelle sorgt dafür, dass hinsichtlich der beigezogenen ärztlichen 
Unterlagen das ärztliche Berufsgeheimnis und die datenschutzrechtlichen Vorschrif-
ten beachtet werden. Leihweise überlassene Unterlagen werden an die abgebenden 
Stellen so schnell wie möglich zurückgesandt.

Erfahrungsgemäß schicken manche Ärzte nur sehr zögernd Unterlagen. Es ist des-
halb sinnvoll, sich als Antragsteller einige Zeit nach Antragstellung beim Hausarzt/
Facharzt und so weiter zu erkundigen, ob die zuständige Stelle bereits dort ange-
fragt hat und ob ärztliche Unterlagen bereits übersandt worden sind (vergleiche 
Seite 24 zu Randnummer 7 ).

Wenn alle erforderlichen ärztlichen Unterlagen vorliegen, wird geprüft, ob sie 
geeignet sind, ein Gesamtbild des körperlichen und psychischen Zustandes des 
Antragstellers zu vermitteln. In Einzelfällen kann zur Feststellung der Gesundheits-
störungen eine ärztliche Untersuchung erforderlich werden. Dazu werden auch 
externe Gutachter eingeschaltet. Verweigert der behinderte Mensch ihm zumutbare 
Untersuchungen, so geht das zu seinen Lasten.

Es werden alle beim Behinderten vorliegenden Gesundheitsstörungen von Amts 
wegen im Rahmen der abgegebenen Einverständniserklärung ermittelt.

Nachdem klargestellt ist, welche Gesundheitsstörungen vorliegen, wird die 
Behinderung unter ärztlicher Beteiligung bezeichnet. Diese Bezeichnung ist 
Grundlage für den Feststellungsbescheid, den der Antragsteller erhält. Darin soll 
vor allem die funktionelle und/oder anatomische Veränderung des allgemeinen 
Gesundheitszustandes zum Ausdruck kommen. Formulierungen, die seelisch 

Befunde

Einschaltung 
Gutachter
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Herrn

Geschäftszeichen:� Datum: 27.09.2021

Abrechnungs-Nr.: 53/2004/000065  
(Bitte bei Schriftwechsel angeben.)

Befundberichtsanforderung: 

über _____________ benötige ich medizinische Informationen von Ihnen.

Um in dem Schwerbehindertenrechtsverfahren nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) entscheiden zu können, bitte ich 
Sie, einen aktuellen Bericht abzugeben und mitzuteilen, welche Befunde (mit Datum) Sie erhoben haben. Auskünfte benötige ich nur 
zu Befunden, die sich über einen Zeitraum von mehr als 6 Monaten erstrecken und jetzt noch bestehen. Fügen Sie bitte Untersu-
chungs-unterlagen (zum Beispiel Labor-, Röntgenbefunde, Berichte anderer Ärzte, Krankenhäuser, Kureinrichtungen) oder Ablichtun-
gen dieser Unterlagen bei, die nicht älter als 2 Jahre sind. Originalunterlagen erhalten Sie umgehend zurück. Weitere Erhebungen, 
zum Beispiel eine Untersuchung, sind nicht erforderlich. Es bedarf auch keiner Bewertung der Befunde, somit keiner gutachtlichen 
Äußerung.

Bitte beigefügte Anlagen nicht klammern oder heften.

Mir liegt eine schriftliche Erklärung der o. g. Person vor, dass sie mit Ihrer Auskunft und der Übersendung der betreffenden Unterlagen 
–- auch soweit sie von anderen Ärzten oder Stellen erstellt sind – einverstanden ist.  
Sie sind insoweit von Ihrer Schweigepflicht entbunden.

Bitte verwenden Sie in jedem Fall den beigefügten Rechnungsvordruck, da ohne diesen eine zeitnahe Abrechnung nicht möglich ist.

Auf die Hinweise zur Entschädigung, zu den rechtlichen Grundlagen und Datenschutzhinweisen auf der Rückseite dieses Schreibens 
weise ich besonders hin.

Hinweise:
Entschädigung: Für Ihre Auskunft erhalten Sie nach Ziffer 200 der Anlage 2 zu § 10 Abs. 1 des Justizvergütungs- und -entschädi-
gungsgesetzes (JVEG) eine Entschädigung von 25,00 EUR. Für geforderte Abschriften oder Kopien erstatte ich Ihnen für die ersten 50 
Seiten je Seite 0,50 EUR und für jede weitere Seite 0,15 EUR. Außerdem erstatte ich Ihre Portokosten. Erfüllt die Auskunft nicht die 
Mindestanforderungen (z. B. bei Negativauskunft, Diagnosebericht, Übermittlung von Fremdbefunden bzw. unselektierten Computer-
ausdrucken), erhalten Sie einen pauschalen Auslagenersatz von 6,00 EUR. Gleiches gilt, wenn Sie lediglich Anamnesedaten mitteilen.

Der Anspruch auf Vergütung oder Entschädigung erlischt, wenn er nicht binnen drei Monaten bei der Stelle, die den Berechtigten her-
angezogen oder beauftragt hat, geltend gemacht wird.

Die Frist beginnt
1. im Fall der schriftlichen Begutachtung oder der Anfertigung einer Übersetzung mit Eingang des Gutachtens oder der Übersetzung 
bei der Stelle, die den Berechtigten beauftragt hat,
2. im Fall der Vernehmung als Sachverständiger oder Zeuge oder der Zuziehung als Dolmetscher mit Beendigung der Vernehmung 
oder Zuziehung,
3. bei vorzeitiger Beendigung der Heranziehung oder des Auftrags in den Fällen der Nummern 1 und 2 mit der Bekanntgabe der 
Erledigung an den Berechtigten.
Wird der Berechtigte in den Fällen des Satzes 2 Nummer 1 und 2 in demselben Verfahren, im gerichtlichen Verfahren in demselben 
Rechtszug, mehrfach herangezogen, ist für den Beginn aller Fristen die letzte Heranziehung maßgebend.

Rechtliche Grundlage: Nach § 100 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch (SGB X) sind Sie zu dieser Auskunft verpflichtet. Die Bitte, mir 
Befundunterlagen zu überlassen, stützt sich auf § 21 Abs. 1 SGB X in Verbindung mit § 12 Abs. 2 des Gesetzes über das Verwaltungs-
verfahren der Kriegsopferversorgung (VfG/KOV).

Datenschutzhinweise: Entsprechend Art. 5 Abs. 1 Buchst. b der Europäischen Datenschutzgrundverordnung (EU-DSGVO) werden die 
übermittelten Daten nur zum Zweck des Feststellungsverfahrens nach dem Schwerbehindertenrecht (§ 152 SGB IX) weiterverarbeitet. 
Die Verarbeitung der Daten erfolgt auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 1 Buchst. a und Art. 9 Abs. 2 Buchst. a EU-DSGVO in Verbin-
dung mit §§ 67a, 67b SGB X. Die antragstellende Person ist gemäß Art. 13 - 21 EU-DSGVO (Recht auf Information, Recht auf Berichti-
gung, Recht auf Löschung, Widerspruchsrecht) informiert worden.

Die Zahlung der Entschädigung erfolgt mit Hilfe einer Datenverarbeitungsanlage. Zu diesem Zweck und für evtl. künftige Auskunfts
ersuchen werden Ihre Anschrift und Ihre Angaben zur Bankverbindung gespeichert
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Kreis/Kreisfreie Stadt Dr. Otto Test 
 Görlitzer Str. 1 
 48157 Münster 

Herbert Befundbericht 53S0001005-1-04 

Ärztliche Auskunft über o.g. Patienten 
Wichtige anamnestische Daten und geäußerte Beschwerden: 

 

 

 

 

Erhobene Befunde (pathologische Messergebnisse und klinische Befunde, falls vorhanden)  

-Angaben bitte mit Datum-: 

Zusatz für Augenarzt: Teilen Sie bitte den einäugigen und  beidäugigen Visus mit Korrektur und das Ergebnis evtl. durchgeführter 
Gesichtsfelduntersuchungen mit. 
Zusatz für HNO-Arzt: Fügen Sie bitte Ablichtungen oder Abschriften des zuletzt durchgeführten Sprach- und Tonaudiogrammes bei. 

 

 

 

 

 

Kurze Beschreibung der vorliegenden Funktionseinschränkung (Diagnosen allein genügen nicht): 

 

 

 

 

 

Bei malignen Erkrankungen, Diabetes mellitus, Transplantationen, Anfallsleiden u. ä. Angabe der 

therapeutischen Maßnahmen (z.B. Medikation, Anzahl der Insulindosen proTag und gegebenenfalls Variationen, 

Dokumentation/ Diabetikertagebuch, Hilfsmittel, Tumorstadium): 

 

 

 

Anlagen: ..............................................................................gegen Rückgabe  →  (Zutreffendes bitte ankreuzen) 
 ..............................................................................zum Verbleib       →  

 

..............................    ........................................................ 
Datum    Unterschrift des Arztes und Stempel 
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belasten oder bloßstellen können, werden dabei vermieden. Bezeichnungen wie 
„Entstellung“, „alkoholische Fettleber“ oder „Raucherbronchitis“ sind nicht zu 
verwenden. In dem gleichen Sinne ist beispielsweise statt „Schwachsinn“ „geistige 
Behinderung“, statt „Schizophrenie“ „psychische Behinderung“, statt „Multiple 
Sklerose“ „organisches Nervenleiden“ anzugeben.

Unter ärztlicher Beteiligung muss in einer gutachtlichen Stellungnahme im 
Verwaltungsverfahren für die festgestellten Gesundheitsstörungen der GdB für 
jedes Funktionssystem gesondert angegeben werden. Liegen mehrere Beeinträch
tigungen vor, sollen diese in der Reihenfolge ihres Schweregrades aufgeführt 
werden (vergleiche Seite 49).

Mit dem am 21. Dezember 2007 in Kraft getretenen Gesetz zur Änderung des 
Bundesversorgungsgesetzes und anderer Vorschriften des Sozialen Entschädi-
gungsrechts vom 13. Dezember 2007 (Bundesgesetzblatt I Seite 2904 folgende) 
ist nunmehr in § 30 Absatz 16 Bundesversorgungsgesetz die Ermächtigungsgrund-
lage zum Erlass einer Verordnung geschaffen worden, die bei den Feststellungs-
verfahren nach dem 2. Teil des SGB IX nach § 69 Absatz 1 Satz 5 SGB IX (alte 
Bezeichnung) Anwendung gefunden hat. Im Bundesgesetzblatt Jahrgang 2008 
Teil I Nummer 57 vom 15. Dezember 2008 ist die Verordnung zur Durchführung 
des § 1 Absätze 1 und 3, des § 30 Absatz 1 und des § 35 Absatz 1 des Bundes
versorgungsgesetzes (Versorgungsmedizin-Verordnung – VersMedV) veröffentlicht 
worden. Die Verordnung ist am 1. Januar 2009 in Kraft getreten. Die vom Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales herausgegebenen Anhaltspunkte für die ärzt
liche Gutachtertätigkeit im sozialen Entschädigungsrecht und nach dem Schwer-
behindertenrecht (Ausgabe 2008 AHP 2008) finden grundsätzlich keine 
Anwendung mehr.

Mit dem „Gesetz zum Vorschlag für einen Beschluss des Rates über einen 
Dreigliedrigen Sozialgipfel für Wachstum und Beschäftigung“ ist die bisherige 
Ermächtigungsgrundlage für die VersMedV (§ 69 Absatz 1 Satz 5 SGB IX, alte 
Bezeichnung) mit Wirkung vom 15. Januar 2015 aufgehoben worden. Als 
Ermächtigungsgrundlage für eine neue „VersMedV“ gilt der neue § 153 Absatz 2 
SGB IX. Bis zum Erlass einer neuen Rechtsverordnung gemäß § 153 Absatz 2 
SGB IX gilt die Übergangsregelung nach § 241 Absatz 5 SGB IX:

„Soweit noch keine Verordnung nach § 153 Absatz 2 erlassen ist, gelten die Maß-
stäbe des § 30 Absatz 1 des Bundesversorgungsgesetzes und der auf Grund des 
§ 30 Absatz 16 des Bundesversorgungsgesetzes erlassenen Rechtsverordnungen 
entsprechend.“

Mit dem „Gesetz zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit 
Behinderung (Bundesteilhabegesetz)“ ist die bislang gültige „VersMedV“ hinsichtlich 
des Teils D Nummer 3 insoweit geändert worden, als Teil D Nummer 3 „Außerge-
wöhnliche Gehbehinderung (Merkzeichen aG)“ aufgehoben wurde (siehe Anlage 
C). Die Voraussetzungen für das Merkzeichen „aG“ sind jetzt im § 229 Absatz 3 
SGB IX gesetzlich verankert.
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Bei der Ermittlung eines Gesamt-GdB für alle Beeinträchtigungen dürfen die 
einzelnen GdB-Werte nicht addiert werden. Maßgebend sind die Auswirkungen 
der einzelnen Beeinträchtigungen in ihrer Gesamtheit. Außerdem werden die 
wechselseitigen Beziehungen zueinander berücksichtigt.

Dabei ist zu beachten,
•  �wieweit die Auswirkungen der einzelnen Beeinträchtigungen voneinander 

unabhängig sind und damit ganz verschiedene Bereiche im Ablauf des täglichen 
Lebens betreffen.

	 �Beispiel: Beim Zusammentreffen eines insulinpflichtigen Diabetes 
(Abhängigkeit von Injektions- und Diäteinnahmeterminen) mit einer 
Hörbehinderung und einer Gehbehinderung ist der Mensch mit Behinde-
rung in drei verschiedenen Bereichen des täglichen Lebens betroffen, 
wobei jeder Bereich, der Schwere der einzelnen Gesundheitsstörung 
entsprechend, bei der Gesamtbeurteilung zu beachten ist.

•  �ob sich eine Beeinträchtigung auf eine andere besonders nachhaltig auswirkt. 
Dies ist vor allem der Fall, wenn Beeinträchtigungen an paarigen Gliedmaßen 
oder Organen – also zum Beispiel an beiden Armen oder beiden Beinen oder 
beiden Nieren oder beiden Augen – vorliegen.

•  �wieweit sich die Auswirkungen der Beeinträchtigungen überschneiden.
	� Beispiel: Neben einem Herzschaden mit schwerer Leis

tungsbeeinträchtigung liegen ein Lungenemphysem und ein leichter 
Schaden an einem Fuß vor. Die Gehfähigkeit und gesamte Leistungsfähig-
keit wird schon durch den Herzschaden sehr eingeschränkt, sodass sich die 
anderen beiden Gesundheitsschäden nur noch wenig auswirken können.

•  �dass das Ausmaß einer Beeinträchtigung durch hinzutretende Gesundheits
störungen oft gar nicht verstärkt wird.

	� Beispiel: Peronäuslähmung und Versteifung des Fußgelenks in günstiger 
Stellung an demselben Bein.

Leichtere Gesundheitsstörungen mit einem Behinderungsgrad von weniger als 20 
können nur im Rahmen des Gesamt-GdB berücksichtigt werden.

Bei der Beurteilung des Gesamt-GdB wird in der Regel von der Beeinträchtigung 
ausgegangen, die den höchsten Einzel-Grad der Behinderung bedingt. Dann wird 
im Hinblick auf alle weiteren Beeinträchtigungen geprüft, ob und inwieweit 
hierdurch das Ausmaß der Behinderung größer wird, ob also wegen der weiteren 
Beeinträchtigung dem ersten GdB zehn oder mehr Punkte hinzuzufügen sind, um 
der Gesamtbehinderung gerecht zu werden.

Die Versorgungsmedizin-Verordnung (VersMedV) weist ausdrücklich darauf hin, dass 
Rechenmethoden für die Bildung des Gesamtgrades der Behinderung ungeeignet 
sind. Das hat auch das Bundessozialgericht bestätigt. Daher kann es nur eine 
annähernd unverbindliche Orientierungshilfe sein, wenn Schwerbehinderten
vertretungen der schwerbehinderten Menschen folgendermaßen schätzen: Bei der 
Bildung eines Gesamt-GdB wird die am schwersten beeinträchtigende Behinderung 
entsprechend der Tabelle bewertet, die dann folgende Behinderung wird nur noch 
mit dem halben Tabellenwert addiert, die dritte Behinderung nur noch mit einem 
Drittel und so weiter. Diese Feststellung kommt den Ergebnissen im Feststellungs
bescheid häufig nahe.

keine Addition  
der GdB´s

Beispiele

Gesamt-GdB
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Schließlich wird unter ärztlicher Beteiligung beurteilt, ob und wann von Amts 
wegen eine Nachprüfung des Befundes erfolgen soll und auf welche Gesundheits-
störung sich die Nachuntersuchung beziehen soll. Bei einigen Gesundheitsstörun-
gen (zum Beispiel bösartige Geschwulst, Transplantationen innerer Organe) wird 
dabei die Zeit einer Heilungsbewährung berücksichtigt.

Der ärztliche Dienst prüft auch, ob und gegebenenfalls welche gesundheitlichen 
Merkmale zur Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen vorliegen. Mindest
voraussetzungen gibt es nur für einzelne Nachteilsausgleiche, nicht aber für 
Kombinationsfälle. Liegen die Mindestvoraussetzungen im Einzelfall nicht vor, so 
wird jeder Fall individuell geprüft (vergleiche Seite 29 „Zu Randnummer 12 “).

Der Antragsteller hat das Recht, die ärztlichen Beurteilungen und übrigen 
Unterlagen einzusehen; er kann deshalb Akteneinsicht beantragen.

Heilungsbewährung

Akteneinsicht
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SB 12 - Gutachtliche Stellungnahme (Version 03/2017). Seite 1 

Kreis/ kreisfreie Stadt_________________       Datum_______________ 
 

Gutachtliche Stellungnahme 
zum Antrag nach § 152 SGB IX / Schwerbehindertenrecht 

für: __________________________________________________________________________________________ 
1. Behinderung und Grad der Behinderung (GdB)  
1.1 Beeinträchtigungen 

(bitte einzeln aufführen und nummerieren) 
Einzel- 
GdB 

Schlüssel für 
Art        Ursache 

Maßgeblicher 
Befund Blatt 

                       
                       
                       
                       
                       
                       
                       
                       
                       
                       
                       
                       
                       
                       
                       
                       
                       
                       
                       
                       
                       
                       
                       
                       
                       
1.2  

Gesamt-GdB ___________  ab ____________ , ______________ ab __________________________________ 
Bei einem Gesamt-GdB von weniger als 50 (mindestens aber 25): 
 
Die Beeinträchtigungen verursachen eine dauernde 
Einbuße der körperlichen Beweglichkeit:                                                                     ja             nein  
 
Auf Beeinträchtigungen, die auf einer typischen Berufskrankheit beruhen, entfallen ______________________________________ 

2. Keine Beeinträchtigungen sind folgende Gesundheitsstörungen (sie bleiben bei der Bewertung des Gesamt-GdB außer Betracht), 
weil sie keinen GdB von wenigstens 10 bedingen: 

             
             
             
             
             
3. Keine Beeinträchtigungen sind folgende Gesundheitsstörungen (sie bleiben bei der Bewertung des Gesamt-GdB außer Betracht), 

weil sie nicht von dem für das Lebensalter typischen Zustand abweichen: 
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SB 12 - Gutachtliche Stellungnahme (Version 03/2017), Seite 2 

4. Voraussetzungen für die Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen         (Zutreffendes ankreuzen) 
 Fund-

stelle. 
   Gesundheitliche Merkmale     Merkzeichen 

 *     
4.1 Teil  

A Blind  ja  nein  
 Nr. 6    
 Teil  

A 
 
 

   

4.2 Nr. 4 Hilflos 
 

 ja  
 

nein  
 

4.3 Teil  
D   

Erheblich beeinträchtigt in der Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr (kann infolge einer 
Einschränkung des Gehvermögens, auch durch innere Leiden oder infolge von Anfällen 

   

 Nr. 1 oder Störungen der Orientierungsfähigkeit nicht ohne erhebliche Schwierigkeit oder nicht 
ohne Gefahren für sich oder andere Wegstrecken im Ortsverkehr zurücklegen, die 

 ja  nein  
  üblicherweise (bis zu 2 km) noch zu Fuß zurückgelegt werden)   
 

§ 229  
Außergewöhnlich gehbehindert    

4.4 
Abs. 3 
SGB 

IX 

(kann aufgrund einer erheblichen mobilitätsbezogenen Teilhabebeeinträchtigung mit einem 
Mindest-GdB von 80 außerhalb seines Kraftfahrzeuges nur mit großer Anstrengung oder 
fremder Hilfe kurze Wegstrecken zurücklegen) 

 
ja  nein  

   
 
falls ja: ständig auf einen Rollstuhl angewiesen 

 
 ja  

 
nein  

 
 *     
4.5 Teil  

D 
Berechtigung zur Mitnahme einer Begleitperson 

(bedarf bei der Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel infolge der Behinderung 
 

ja  nein  
 Nr. 2 regelmäßig fremder Hilfe)  

  

      
4.6 Teil  

D 
Nr. 4 

Gehörlos 
(angeborene oder erworbene Taubheit; auch Hörbehinderte mit einer an Taub- 
heit grenzenden Schwerhörigkeit beiderseits, wenn daneben schwere Sprachstörungen 
vorliegen) 

 

ja  nein  

4.7 ** 
140 

i.V.m. 
GdB allein durch Sehbehinderung 
von wenigstens 60 

 
ja  nein  

 *** 
141 GdB allein durch Hörschädigung 

von wenigstens 50 
 

ja  nein  
  GdB von wenigstens 80 und wegen des Leidens 

ständig gehindert, an öffentlichen Veranstaltungen teilzunehmen 
 

ja  nein  

4.8 § 3 
Abs. 1 
Nr. 8 
Schw
bAwV 

GdB allein durch Sehbehinderung von 100  
und 
GdB allein durch Hörschädigung von wenigstens 70 

 

ja  nein  

 **     
4.9 141 Die Schädigungsfolgen im Sinne des Bundesversorgungsgesetzes/ 

Bundesentschädigungsgesetzes erfordern die Unterbringung in der 
 

ja  nein  
  1. Wagenklasse bei Reisen mit der Deutschen Bundesbahn   
 
5.1 
 
5.2 
 
5.3 

 
Die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen liegen vor ab ______________________________ 
 
Nachprüfung ist  nicht erforderlich / erforderlich am _________________________________________________ 
 
Gegen Akteneinsicht bestehen Bedenken           nein      ja,  weil       

      
 

      
      
      

(Unterschrift)  

Prüfvermerk 
      

  
* Teile der Anlage zu § 2 Versorgungsmedizin-Verordnung (VersMedV)  
** Seitenzahlen AHP 2008  
*** Seitenzahlen AHP 2004/2005 

B

Gl

RF 

aG 

G 

H 

Bl 

1.Kl. 

TBl 

*** Seitenzahlen AHP 2004




